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L E I T A R T I K E L

Alle reden von Überlastung des Systems 
Schule. Lehrermangel, Leistungsansprüche, 
übermäßige Aufgabenfülle, Überlastun-

gen bei Lehrkräften und Schülern, immer neue 
Ansprüche an Schule durch die Gesellschaft, 
Gewalt gegen und durch Schüler, schleppende 
Digitalisierung, schlecht laufende Integration 
und Inklusion, Herausforderungen durch 
Künstliche Intelligenz, … Die Liste ließe sich 
noch um viele Punkte erweitern. 

 
Von erschöpften Lehrkräften, empörten Eltern-
vertretern und gefrusteten Schülerinnen und 
Schülern hört man immer wieder einen Satz: 
Da muss sich doch endlich etwas ändern! 

 
Das ist leicht gesagt und schwer getan. Entwick-
lungen über Jahre lassen sich nicht einfach in 
kurzer Zeit aufhalten oder umkehren. Entstan-
dene Strukturen lassen sich oft nur mit großem 
Aufwand verändern. 

 
Für viele Umsteuerungsprozesse sind Änderun-
gen in Gesetzen, Schulordnungen oder anderen 
Vorschriften erforderlich. Diese Verfahren kön-
nen auch mehrere Jahre dauern. 

Dann muss auch die Bereitschaft zur Änderung 
des Zustandes bei allen Beteiligten gegeben sein. 

 
Für Veränderungsprozesse benötigt man eine 
gemeinsame Vision oder ein gemeinsames Ziel. 

 
Und zuletzt benötigen Prozesse für Entwicklun-
gen an Schulen vor allem Zeit, Personal und viel 
Kraft, was derzeit aufgrund der Situation an den 
Schulen besonders schwierig bereitzustellen ist. 

 
Wenn sich etwas ändern soll, ist die schwierigste 
Frage jedoch: Was soll denn geändert werden 
und wie? 

 
Wir unternehmen in diesem Heft den Versuch 
einer Annäherung an mögliche Antworten. 

 
Außerdem berichten wir Ihnen vom Vertreter-
tag des Deutschen Philologenverbandes im 
November 2025 sowie vom Stand der Tarifver-
handlungen 2026 für Beschäftigte der Länder 
(bis zum Redaktionsschluss). 

 
Viel Freude beim Lesen. 
 
Heike Schimke 

Landesvorsitzende des TPhV

Da muss sich doch 
endlich etwas ändern ... 

Heike 
Schimke 
Vorsitzende des 
Thüringer 
Philologenverbandes

Beitragsrücklauf 2025 – Information des Schatzmeisters 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
ich bitte alle Schatzmeister der Basisverbände, den Antrag zum Beitragsrücklauf für das Geschäftsjahr 
2025 bis zum 31. März 2026 bei mir einzureichen. Ein entsprechendes Antragsformular können Sie über 
die Geschäftsstelle anfordern. Später eingegangene Anträge können nicht mehr berücksichtigt werden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Thomas Gaßmann

Zur Beachtung für unsere Mitglieder 

Bitte melden Sie alle Änderungen, die Ihre 
Adressdaten betreffen (Privatadresse, 

Dienststellen-, E-Mail-Adressen und ähnliches) 
oder Ihren Status (Lehramtsanwärter, Beamter, 
Tarifbeschäftigter, Ruheständler, Beschäftigter 
in Elternzeit, …) immer an unsere Geschäftsstelle 
(per Mail, Fax oder Brief). Nur so können wir 
sicherstellen, dass Sie alle Informationen und 

Materialien durch den Thüringer Philologenver-
band erhalten. Alle Änderungen, die Ihren Beschäf-
tigungsumfang betreffen (Teilzeit, Vollzeit usw.) oder 
Ihre Bankverbindung, melden Sie bitte immer an 
unseren Schatzmeister. Nur so kann sichergestellt 
werden, dass Sie auch den für Sie korrekten Mit-
gliedsbeitrag bezahlen und Ihre Mitgliederrechte für 
Sie gewahrt werden.

3

T
P

h
V

 P
ro

G
ym

n
a

s
iu

m
 1

/
2

0
2

6

3

T
P

h
V

 P
ro

G
ym

n
a

s
iu

m
 1

/
2

0
2

6

TPHV · INFORMATIONEN · TPHV · INFORMATIONEN · TPHV 



T P H V

4

T
P

h
V

 P
ro

G
ym

n
a

s
iu

m
 1

/
2

0
2

6

Nachruf  
 
Der Thüringer Philolo-
genverband trauert 
um sein langjähriges 
Mitglied Edeltraud 
Schafhauser. Sie ver-
starb im 79. Lebens-
jahr am 22. November 
2025. 
 
Edeltraud Schafhauser 
war eines der ersten 
Mitglieder des Thürin-
ger Philologenverban-
des. Sie trat bereits 
am 1. September 
1990 dem TPhV bei. Von 1999 bis 2002 war sie 
im Vorstand des TPhV als Verantwortliche für 
Versicherungsfragen tätig. Sie gründete den 
Basisverband Erfurt und war Jahrzehnte bis zu 
ihrem Ruhestand dessen beliebte und tatkräftige 
Vorsitzende.  
 
Engagiert und mitreißend trat sie stets für die Be-
lange der gymnasialen Bildung und der Gymnasial-
lehrkräfte in Thüringen ein.  
 
Auch in der Lehrerausbildung wirkte sie jahrzehnte-
lang als kompetente und zuverlässige Mentorin.  
 
Viele ihrer Schüler und Lehramtsanwärter, aber 
auch viele Lehrkräfte aus verschiedenen Schulen 
in Thüringen, berichten in Begegnungen immer 
wieder, wie sehr Edeltraud Schafhauser durch 
ihren Einsatz, ihren Sachverstand, ihre Zuwendung 
und ihre Überzeugungskraft ihr Leben beeinflusst 
hat. 
 
Auf der Vertreterversammlung im September 
2008 wurde sie für ihre Verdienste zur Trägerin 
der Ehrennadel des Thüringer Philologenverbandes 
ernannt. 
 
Nach ihrem Eintritt in den Ruhestand zog Edel-
traud Schafhauser nach Halle zur Familie ihrer 
Tochter. Dort engagierte sie sich neben dem 
Familienleben auch weiterhin ehrenamtlich für 
schulische Belange als Schulbegleiterin für 
benachteiligte Kinder. 
 
Bis zu ihrem Tod im November 2025 blieb Edel-
traud Schafhauser dem Thüringer Philologen- 
verband und seinen Ideen über 35 Jahre lang treu. 
 
Wir werden ihr stets ein ehrendes Andenken 
bewahren.

Vorstellung des neuen 
Seniorenbeauftragten des 

Thüringer Philologenverbandes 
 
Liebe Seniorinnen und Senioren, 
 
seit dem 4. Februar 2026 bin ich offiziell der neue 
Seniorenbeauftragte. Deswegen möchte ich mich kurz 
vorstellen: 
 
Mein Name ist Klaus Wiede-
mann. Ich wohne in Erfurt 
und war von 1983 bis 2023 
Lehrer, seit 1991 Gymnasial-
lehrer. Ich habe Deutsch, 
Englisch und Geographie 
studiert und habe seit dem 
Jahr 2000 fast ausschließ-
lich Geographie in englischer 
Sprache unterrichtet, zuletzt 
am Albert-Schweitzer- 
Gymnasium Erfurt. 
 
Meine Liebe zur englischen 
Sprache und zur Geographie 
schlägt sich auch in meiner Reiselust und den Reise- 
zielen wieder. So war ich allein im Vereinigten Königreich 
22 mal, auch 2 mal in den USA und 2 mal in Kanada. 
 
Als Seniorenvertreter möchte ich auch ein Bindeglied 
zum Vorstand des Thüringer Verbandes sein. Zugleich 
kann ich mir vorstellen, Treffen zu organisieren, bei 
denen es speziell um Themen von uns Seniorinnen und 
Senioren geht. Auch stelle ich mir vor, dass wir uns 
zweimal im Jahr zum gemütlichen Beisammensein 
treffen, wozu sich der Sommer und die Vorweihnachts-
zeit eignen. 
 
Natürlich bin ich sehr an euren/Ihren Ideen für gemein-
same Treffen und zu besprechende Themen interes-
siert, die gern an meine Mailadresse geschickt werden 
können: k.wiedemann@tphv.de 
 
Ich hoffe auf eine rege Beteiligung und viele Ideen, 
die wir gemeinsam umsetzen können. 
 
In diesem Sinn verbleibe ich mit freundlichen Grüßen 
Klaus Wiedemann
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Jammerei über die Bildung 
in Deutschland – 

gerechtfertigt oder nicht? 

Grundschullehrkräfte beklagen, 
dass Schulanfänger heute oft 
nicht mehr auf die Schule vor-

bereitet seien. Die Sprachbildung 
nicht weniger Erstklässler lässt eine 
Alphabetisierung kaum zu, da es große 
sprachliche Defizite gibt, die eine Ver-
ständigung über Lerninhalte erschwe-
ren. Die motorischen Fähigkeiten der 
Schulanfänger sind oft unterentwi-
ckelt, weshalb Schreiben lernen zu ei-
ner großen Herausforderung wird und 
der Sportunterricht allein durch das 
Umziehen und durch Schleife binden 
bei den Sportschuhen schon zur He-
rausforderung für Lehrer und Schüler 
wird. Die Konzentrationsfähigkeit der 
Kinder ist aus unterschiedlichen Grün-
den zeitlich eng begrenzt, soziale Kom-
petenzen für das Agieren im Miteinan-

der sind oft unterdurchschnittlich und 
Verhaltensauffälligkeiten kommen im-
mer häufiger bereits massiv in der 
Grundschule vor. Aufgrund der Tatsa-
che, dass bei vielen erst einmal die 
Grundlagen für das Lernen geschaffen 
werden müssen, bleibt die Vermittlung 
von basalen Fähigkeiten wie Lesen, 
Schreiben und Rechnen bei vielen Kin-
dern im Laufe der Grundschulzeit un-
ter den Erwartungen, die an Grund-
schulkinder gestellt werden. Dies ha-
ben Studien in den letzten Jahren deut-
lich gezeigt. Ressourcen zur intensive-
ren Betreuung der Schüler seien 
jedoch nicht vorhanden … 

Die Lehrkräfte der weiterführen-
den Schulen erleben Kinder im Über-
gang, die teilweise also nicht flüssig 
lesen, schreiben und rechnen können, 

die noch immer große Probleme 
haben, sich länger zu konzentrieren, 
selbstständig ohne ständige Anleitung 
und Betreuung kaum arbeiten können 
und so Probleme haben, mit den neu-
en Fächern und den neuen Anforde-
rungen zurechtzukommen. 

Wissenslücken summieren sich im 
Laufe der Schulzeit, da die individuelle 
Förderung an den Schulen aufgrund 
der Personalsituation und der großen 
Heterogenität (die durch Migration 
und Inklusion noch einmal verstärkt 
wurde) kaum leistbar ist. 

Zudem ist die Frustrationstoleranz 
bei einigen Schülern sehr niedrig, die 
Erwartungshaltung hoch und die An-
strengungsbereitschaft sehr übersicht-
lich ist, was auch an den weiterführen-
den Schulen zunehmend zu Konflikt-
fällen und Eskalationen führt. 

Die Noteninflation durch Ände-
rung der Bewertungsmaßstäbe über-
deckt die Problemlagen teilweise. 
Sichtbar ist jedoch in den letzten Jah-
ren ein Anstieg derer zu verzeichnen, 
die die weiterführende Schule ohne 
Abschluss verlassen. >> 

Alle beklagen sich über die derzeitige Situation an 
den Schulen und über Kompetenzstände der Schüler 
und der Schulabgänger: Schüler, Eltern, Lehrkräfte, 
Ausbildungsbetriebe, Universitäten, Politiker, die 
älteren Generationen, … 
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Die personelle Ausstattung der 
Schulen ist meist unter dem Soll. Un-
terrichtsausfall ist die Folge. Auch da-
durch sind die Belastungen der Lehr-
kräfte sehr hoch. Die baulichen und 
sächlichen Gegebenheiten machen die 
Gestaltung von modernem Unterricht 
oft sehr schwer … 

Eltern beklagen, dass ihre Kinder 
zu viel Unterrichtsausfall haben. Das 
führe zu einer Benachteiligung. Zu-
dem sei der Leistungsdruck in der 
Schule zu hoch. Es werde sich zu wenig 
um die individuellen Bedürfnisse der 
Kinder gekümmert. Lehrkräfte hätten 
zu wenig Zeit für sie und für die Kin-
der und Jugendlichen. Der Bauzustand 
und die Ausstattung der Schulen seien 
teilweise mangelhaft … 

Ausbildungsbetriebe beklagen sich, 
dass eine nicht geringe Zahl der Schul-
abgänger einfachste Kenntnisse, die 
zum Grundwissen gehören, nicht auf-
weisen oder nur unzureichend beherr-
schen. Viele Betriebe stellen fest, dass 
die Auszubildenden häufig kaum be-
lastbar sind, mit Misserfolgen schlecht 
umgehen können und insgesamt ein 
hohes Anspruchsdenken, aber wenig 
Anstrengungsbereitschaft aufweisen. 
Die Abbrecherquote bei Ausbildungen 
ist hoch. Einige Betriebe wollen am 
liebsten gar keine Lehrlinge mehr ein-
stellen … 

Die Universitäten beklagen die 
mangelnden Vorkenntnisse vieler 
Abiturienten sowie mangelnde Fähig-
keiten zur Selbstorganisation und zur 
Selbstreflexion. Die Universitäten 
bieten deshalb bereits sehr häufig Auf-
holkurse und ‘Fitmach-Seminare’ an, 
um die Defizite, die ein erfolgreiches 
Studium ermöglichen, zu kompensie-
ren. Auch hier wird das teilweise hohe 
Anspruchsdenken der Studierenden, 
gepaart mit einer unzureichenden 
Anstrengungsbereitschaft zur Mitwir-
kung beim Schließen der Wissens- 
lücken, angesprochen. So gibt es häu-
fig in den ersten zwei Jahren Studien-
abbrüche und Studienwechsel … 

Politiker stellen fest, dass viel Geld 
in das Bildungssystem in Deutschland 
fließt, jedoch die Ergebnisse den 
Erwartungen nicht entsprechen. Im 
internationalen Vergleich ist Deutsch-
land trotz großer Änderungen und 
Reformen nicht besser, sondern 
schlechter geworden. Die Häufigkeit 
rechtsextremistischer Vorfälle an 
Schulen hat zugenommen, die Zahl der 
Gewalttaten an Schulen ist angestie-
gen. Die Anzahl der psychisch auffäl- 
ligen Kinder und Jugendlichen ist so 
hoch wie nie. Der Sanierungsstau in 
den Schulen ist riesig. Die digitale 
Ausstattung ist sehr unterschiedlich. 
Eltern und Lehrkräfte machen Druck 

aufgrund der Unterrichtsausfälle und 
der damit einhergehenden Belastun-
gen. Die vielfältig aufgelegten Pro-
gramme benötigen Zeit, um Wirksam-
keit zu zeigen. Für Unterstützungs- 
personal an den Schulen fehlt schlicht-
weg das Geld … 

Die älteren Generationen sind der 
Meinung, dass hier eine Generation 
von ‘Weicheiern’ aufwächst. Die Jun-
gen könnten gar nichts mehr. Sie hät-
ten von elementarsten Dingen keine 
Ahnung. Sie hätten aber Ansprüche 
ohne Ende. Die Bereitschaft, selbst 
etwas zu leisten, sei jedoch bei vielen 
wenig ausgeprägt. Work-Life-Balance 
sei ihnen wichtiger als alles andere. 
Die jungen Leute machten für Miss- 
erfolge (auch eigene) und unbefriedi-
gende Zustände die anderen verant-
wortlich – selbst Verantwortung zu 
übernehmen oder etwas zur Behe-
bung beizutragen, falle ihnen nicht 
ein. Vielen der jungen Leute gehe es 
einfach zu gut … 

Wie man sieht: Klagen gibt es also 
genug. Einige Klagen sind sicher nicht 
in der Intensität gerechtfertigt. 

Es bleiben jedoch auffällige Befun-
de, die Handlungsbedarf erzeugen: 

 
  eine zunehmende Zahl von 

Kindern mit nicht ausreichender 
Schulfähigkeit; 

 
  unzureichende basale Fähigkeiten 

vieler Grundschüler; 
 
  mangelnde Kenntnisse der Schul-

abgänger; 
 
  eine hohe Zahl an Abgängern 

ohne Abschluss; 
 
  viele psychisch auffällige Kinder 

und Jugendliche; 
 
  teils geringe Motivation und 

Anstrengungsbereitschaft; 
 
  Lehrermangel und Unterrichts- 

ausfall; 
 
  Sanierungsstau und Ausstattungs-

defizite an Schulen. 
 

Einige der oben aufgeführten Klagen 
sind also definitiv mehr als Jammerei. 
Der bestehende Handlungsbedarf 
kann und darf von der Politik und der 
Gesellschaft definitiv nicht ignoriert 
werden. Sonst wird Deutschland in 
künftigen Bildungsstudien ein weite-
rer Abfall der Leistungen bescheinigt 
werden.

→

→

→

→

→

→

→

→
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Was sollte sich im 
Bildungsbereich ändern und wie?

Was bereits passiert 
 

Aaufgrund der unabweisbaren 
Handlungsbedarfe im Bildungs- 
bereich wurden in den letzten 

Jahren in Deutschland viele Program-
men und Aktionen gestartet: 

 
  Lehrergewinnungskampagnen, 

 
  Startchancen-Programm, 

 
  Leseband, 

 
  Vereinheitlichung der Stunden- 

tafeln der Bundesländer, 
 
  Vereinheitlichung der Aufgaben 

für die Abiturprüfung, 
 
  Einstellung von Hilfspersonal 

an Schulen, 
 
  Einstellung von weiteren Unter-

stützungspersonal an Schulen, 
 
  … 
 

Die Lehrergewinnungskampagnen zei-
gen Wirkung. In den Bundesländern 
gab es eine leichte Zunahme der Lehr-
amtsstudenten in einzelnen Schular-
ten; es konnten zunehmend Seitenein-
steiger – vor allem für den Unterricht 
in der Sekundarstufe I – an Schulen ge-
wonnen werden, neue Wege in der 

→

→

→

→

→

→

→

→

Aus- und Weiterbildung von Lehrkräf-
ten wurden beschritten, die Umlen-
kung von Absolventen der Lehramts-
studiengänge in Mangelregionen wur-
de durch Zulagen und Prämiensysteme 
erfolgreicher. 

Das Startchancen-Programm soll 
deutschlandweit dazu beitragen, die 
Benachteiligungen, die durch die Pan-
demie entstanden sind, zu beheben 
und Lernlücken zu schließen. Ob und 
wie dies Programm wirksam werden 
wird, bleibt abzuwarten. Schwierig 
wird in jedem Falle die Übertragung 
der Erkenntnisse der Maßnahmen des 
Programms auf die anderen ‘Nicht-
Startchancen-Schulen’, wenn die säch-
lichen, personellen und anderen Gege-
benheiten, die Startchancen-Schulen 
erhalten haben, nicht mehr gewährt 
werden können. 

Das Leseband ist in vielen Bundes-
ländern an den Grundschulen angelau-
fen. Es soll die in den verschiedenen 
Studien bescheinigten schlechten Le-
sefähigkeiten der Grundschüler ver-
bessern. Auch Thüringen hat im letz-
ten Jahr mit einem Pilotprojekt begon-
nen, das nun in die zweite Runde geht. 

Durch die KMK-Beschlüsse zur 
Vereinheitlichung des Abiturs in 
Deutschland kam es in den letzten 

Jahren zu mehreren Effekten: Es er-
folgte der Aufbau der IQB-Aufgaben-
pools, eine Harmonisierung der 
Hauptprüfungstermine in den Bundes-
ländern sowie eine Umgestaltung der 
Struktur der Gymnasialen Oberstufen 
der Bundesländer nach vorgegebenen 
Kriterien. Dies soll – bei allen Unter-
schiedlichkeiten in den einzelnen Bun-
desländern – ein möglichst gleich 
hohes Anforderungsniveau der Abitur-
prüfungen der Bundesländer erzeugen. 
Ob dies dadurch gelingt, ist derzeit 
auch noch nicht absehbar. 

In den letzten Jahren haben auf-
grund der zunehmenden Problemla-
gen viele Länder begonnen, Hilfsper-
sonal an Schulen einzustellen. Auch 
Schulträger haben ihre Bemühungen 
verstärkt, den Schulen Unterstützungs-
personal bereitzustellen. Die Zahl der 
Schulsozialarbeiter und Schulbegleiter 
wurde von vielen Schulträgern aufge-
stockt. Die Länder oder Schulträger 
stellten weitere Schulpsychologen ein, 
stellten den Schulen teilweise Verwal-
tungsassistenzen zur Seite und sorgten 
für die Einstellung von pädagogischen 
Assistenten zur Entlastung von Lehr-
kräften. Dies reicht jedoch noch nicht 
aus – Hilfspersonal wird an nahezu al-
len Schulen benötigt. >> 
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Dies wird jedoch nicht reichen, um 
die im letzten Artikel beschriebenen 
Problemlagen zu beseitigen. 

Der Thüringer Philologenverband 
hält deshalb folgende weitere Maßnah-
men für unerlässlich: 

 
1.   Installation einer verbindlichen 

Schulvorbereitung; 
 

2.   Stärkung der Leistungs- 
forderungen in der Schule; 
 

3.   Schaffung von ausreichender 
Lernzeit und von sinnvollen 
Lernkonzepten in der Schule; 
 

4.   Entlastung der Schule 
von Fremdaufgaben. 
 

Installation einer verbind-
lichen Schulvorbereitung 

 
Die Unterschiedlichkeit der Vorausset-
zungen, mit denen Kinder in die Schu-
le kommen, hat weiter zugenommen. 

Einige Kinder sind altersgerecht 
in ihrer Alltagssprache entwickelt, 
können bereits Buchstaben lesen und 
schreiben, sind feinmotorisch auf den 
Schreib-Lernprozess vorbereitet, 
beherrschen das Zählen bis in den 
Bereich der zwanziger Zahlen oder 
mehr, können sich über einen länge-
ren Zeitraum auf eine Aufgabe konzen-
trieren, … Sie bringen also alle Voraus-
setzungen mit, um erfolgreich in der 
Schule zu lernen. 

Bei anderen Kindern findet man 
hingegen nur rudimentäre Ansätze 
dieser Fähigkeiten: Die Alltagssprache 
ist unterentwickelt – und das auch im-
mer häufiger bei Kindern deutscher 
Herkunftssprache – was eine Verstän-
digung über Unterrichtsstoff schwie-
rig macht. Kenntnisse über Buchsta-
ben und Zahlen sind nur ansatzweise 
vorhanden. Die Konzentrationsspanne 
ist sehr klein, Verhaltensauffälligkeiten 
sind keine Seltenheit und die Feinmo-
torik (manchmal auch die Grobmoto-
rik) ist unterentwickelt. 

Die meisten Kinder weisen eine 
Mischform der Voraussetzungen auf. 
Die Grundschullehrkräfte stehen so 
vor einem gewaltigen Problem: Auf 
der einen Seite sollen sie allen Schü-
lern die Basisfähigkeiten der Primar-
stufe vermitteln (Lesen, Schreiben, 
Rechnen, Aufgabenverständnis, 
Konzentrationsfähigkeit, Selbstständig-
keit beim Lernen und Lösen von Auf-
gaben, …). Auf der anderen Seite müs-

sen sie jedoch einige Schüler erst ein-
mal ‘schulfit’ machen. 

Das ist nicht schaffbar, ohne die ei-
ne oder die andere Gruppe der Kinder 
zu unter- oder zu überfordern. 

Aus diesem Grunde ist es erforder-
lich, sicherzustellen, dass Kinder auch 
die grundlegenden Voraussetzungen 
für einen erfolgreichen Einstieg in das 
Schulleben aufweisen. 

Dafür ist es nicht nur erforderlich, 
Sprachtests und Sprachförderung im 
Kindergarten zu machen, sondern ei-
ne echte Schulvorbereitung im Kinder-
garten zu installieren. Für Kinder, die 
keinen Kindergarten besuchen und 
bei denen Lücken in grundlegenden 
Voraussetzungen für erfolgreiches Ler-
nen festgestellt werden, sollte ein Vor-
schuljahr an den Grundschulen einge-
richtet werden. Dies ist angesichts der 
Demografie (zurückgehende Kinder-
zahlen) in vielen Bundesländern auch 
machbar. 

 

Stärkung der Leistungs-
forderungen in der Schule 

 
Die deutsche Wirtschaft und die Poli-
tik rufen vor allem in der letzten Zeit 
zu einer erhöhten Anstrengungsbereit-
schaft der Bürger auf, um die Wirt-
schaft wieder zu stärken, die Gesell-
schaft vor Spaltung zu bewahren und 
den Wohlstand in Deutschland zu er-
halten. 

In der Schule wird jedoch die For-
derung nach Anstrengung und nach 
Leistung von einigen Seiten immer 
noch als Zumutung und als ‘Leistungs-
terror’ deklariert. Wenn Schule auf das 
Leben vorbereiten soll und das Leben 
Leistung verlangt, dann kann Schule 
nicht ein möglichst leistungsfreier 
Raum sein. Wir müssen unseren Schü-
lerinnen und Schülern Leistung abfor-
dern. 

Die letzte Forsa-Umfrage machte 
deutlich, dass ein Großteil der Bevöl-
kerung dies auch so sieht. Dies betrifft 
zum einen den Übergang von der 
Grundschule zur weiterführenden 
Schule. Diese Entscheidung darf nicht 
allein vom Elternwillen abhängig sein. 
Das sahen auch über neunzig Prozent 
der befragten Eltern in der Umfrage 
so. 

In Thüringen entscheidet der 
Notendurchschnitt und/oder eine 
Empfehlung der Lehrkräfte über den 
Übertritt in den gymnasialen Bildungs-

gang. Das ist jedoch nicht überall in 
Deutschland so. Wenn aber nicht Leis-
tung, sondern der Elternwille entschei-
det – das haben die Erhebungen erge-
ben –, dann ist der Übertritt an Gym-
nasien vor allem von der sozialen Her-
kunft abhängig und nicht von der Leis-
tung. Das will niemand. Deshalb muss 
der Übertritt von der Primarstufe in 
weiterführende Schulformen deutsch-
landweit künftig auf der Grundlage 
der erbrachten Leistungen und der 
sachfundierten Einschätzungen der 
Grundschullehrkräfte erfolgen. 

Um die Leistungen der Kinder nach 
der Primarstufe entsprechend weiter-
zuentwickeln zu können, benötigt es 
nicht EINE weiterführende Schulart 
für alle, sondern die richtige Schule 
für jede Schülerin und jeden Schüler. 
Auch hier zeigen die forsa-Umfrageer-
gebnisse deutlich: Die Mehrheit der 
Bevölkerung will eine stärkere schuli-
sche Leistungsorientierung. 

Das widerspricht vielen vor allem 
im letzten Jahrzehnt implementierten 
Änderungen durch die Politik: Ab-
schaffung der Schulvielfalt, Abschaf-
fung des ‘Sitzenbleibens’, Veränderung 
der Leistungsbewertung durch Absen-
ken der Bewertungsmaßstäbe, Verein-
fachung der Notenaussetzungen, Ab-
schaffung von Benotungen in Klassen-
stufen und Fächern, … Hier muss drin-
gend wieder umgesteuert werden. 

Menschen vergleichen sich in ihren 
Kenntnissen, Fähigkeiten und Leistun-
gen ständig mit anderen. Warum sollte 
Schule davon ausgenommen sein? Es 
geht in der Schule vor allem darum, 
Schülerinnen und Schüler zu befähi-
gen, Vertrauen in die eigene Leistungs-
fähigkeit zu entwickeln und dabei zu 
lernen, mit Erfolgen und auch mit 
Misserfolgen umzugehen. Dies wird in 
der Fachliteratur beschrieben als För-
derung einer positiven Leistungskul-
tur. Diese fordert und fördert Schüle-
rinnen und Schüler zur Entfaltung und 
Weiterentwicklung individuellen Fä-
higkeiten. Das erfordert Anstrengungs-
bereitschaft, Durchhaltevermögen und 
Disziplin. 

All das müssen wir den Schülerin-
nen und Schülern auch wieder zumu-
ten dürfen, um sie auf die Anforderun-
gen des Lebens gut vorzubereiten. Bei 
Verweigerung von Leistung und An-
strengung muss ein vernünftiges För-
dersystem greifen, das sanktioniert, 
aber auch ermutigt, stärkt, unterstützt 
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und begleitet. Das ist nicht allein 
durch Lehrkräfte leistbar und deshalb 
muss das Unterstützungssystem für 
Schule neu durchdacht werden. 

 

Schaffung von 
ausreichender Lernzeit 
und von sinnvollen Lern-
konzepten in der Schule 

 
Lernen braucht Zeit. Zeiten der Ver-
mittlung und Erarbeitung von Wissen, 
Zeiten des Übens und Festigens und 
Zeiten der Anwendung und des Trans-
fers. 

In vielen Bundesländern in Deutsch-
land gibt es vor allem mit der Übungs-
zeit Probleme. Das liegt zum einen an 
der Dichte von Lehrplaninhalten, die 
kritisch geprüft werden müssen. Zum 
zweiten liegen Zeitprobleme für 
Übungsphasen jedoch auch darin, dass 
immer mehr Aufgeben in die Schule ge-
geben werden: Medienbildung, digitale 
Bildung, Demokratiebildung, prakti-
sche Bildung, … Dies führt zu einer Ver-
dichtung von Lehrplänen oder gar zur 
Schaffung neuer Fächer, die ebenfalls 
Unterrichtszeit benötigen, die von an-
deren Fächern abgezogen werden 
muss. 

Zum dritten gibt es in nicht weni-
gen Bundesländern ein Problem durch 
die Kürze der Gesamt-Schulzeit. Vor al-
lem in den ostdeutschen Ländern be-
trägt die Zeit von Schulbeginn bis zum 

Ablegen des Abiturs 12 Jahre (statt 13 
Jahre wie in den anderen Ländern). 
Dies schafft zusätzlich Zeitdruck, da 
der Stoff und teils auch Stunden des 
fehlenden Schuljahres auf andere 
Schuljahre aufgeteilt werden müssen. 

Nicht nur der Thüringer Philolo-
genverband stellte in den letzten Jah-
ren ein zunehmendes Gefühl der 
Überbelastung bei Schülern und Lehr-
kräften an Thüringer Gymnasien fest, 
verbunden mit dem Wunsch nach 
mehr Zeit, um beispielsweise den 
Lernstoff zu üben und zu vertiefen, 
Schulleistungen zu stabilisieren und 
auszubauen, überfachliche Kompeten-
zen zu entwickeln und selbstständiges 
Denken einzuüben. Es ist Zeit, die 
Schulzeit deutschlandweit anzuglei-
chen und auskömmlich für den Lern-
prozess zu gestalten. 

Die deutsche Sprache ist der 
Schlüssel zur Bildung. Sprachbildung 
muss daher früh im Vorschulbereich 
beginnen und kontinuierlich erfolgen. 
Nur durch eine konsequente und qua-
litätsgesicherte Sprachbildung in der 
Schule können Schülerinnen und 
Schüler befähigt werden, sich kritisch 
und selbstständig in einer von KI und 
digitalen Medien geprägten Lebens-
wirklichkeit zu orientieren. Die Etab-
lierung von Sprachförderkonzepten 
vor der Schule (damit wurde ja bereits 
begonnen) sowie ein durchgängiges 
Sprachkonzept in der Schule sind drin-
gend erforderlich. 

Der Fachunterricht ist in den letz-
ten Jahren in vielen Bundesländern 
deutlich geschwächt worden. In nahe-
zu allen Bundesländern gibt es Ver-
bundfächer in unterschiedlichen Fach-
bereichen. Teilweise wurde selbst der 
Anfangsunterricht in verschiedenen 
Fächern zugunsten von Fachverbün-
den aufgegeben. Der Verbund soll die 
Elemente der einzelnen Fächer aufneh-
men, miteinander verknüpfen und so 
fachübergreifendes Lernen fördern – 
oft auch in offenen Formaten, wie Pro-
jekten und anderem. In der Fachlitera-
tur wird diese Form des Lernens in 
den letzten Jahren mit unter dem mo-
dernen, pädagogischen Ansatz Deeper 
Learning eingeordnet. 

Nicht alle teilen diese Meinung. Wir 
Philologen auch nicht. Beim Kongress 
‘Zukunft Lernen: Schule für morgen 

gestalten’ in Mönchengladbach, 
18. Februar 2026 in der Bischöflichen 
Marienschule in Mönchengladbach 
hielt Prof. Dr. phil. Anne Sliwka, Ge-
schäftsführende Direktorin des Insti-
tuts für Bildungswissenschaft der Uni-
versität Heidelberg, einen Vortrag, in 
welchem sie die Positionen des Deut-
schen und des Thüringer Philologen-
verbandes bekräftigte. 

Sie machte deutlich, dass Deeper 
Learning nicht mit Projekten oder 
kreativen Formaten und offenen Lern-
landschaften beginnt, sondern mit 
Wissen. Schülerinnen und Schüler 
müssen ein solides Fundament aus 
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fachlichen Grundlagen erwerben, das 
die Grundlage für kreative Arbeit und 
komplexes Problemlösen ist. 

Zur Veranschaulichung griff sie zu ei-
nem Alltagsbild: Wer noch nie gekocht 
habe und wahllos Zutaten in einen Topf 
werfe, produziere am Ende kein gelun-
genes Gericht. »Das ist ein ‘recipe for 
disaster’, weil es am Ende nicht gut 
schmecken wird, wenn Sie nicht wissen, 
wie lange Reis gekocht werden muss 
oder bei welcher Temperatur.« Für Schu-
le bedeute das: Fachliches Wissen verlie-
re keineswegs an Bedeutung – im Ge-
genteil. »Wir können die komplexen Pro-
bleme des Klimawandels nicht lösen, 
wenn wir kein naturwissenschaftliches 
Wissen haben.« (Quelle: news4teachers.de 

vom 19. Februar 2026). 

Sliwka beschrieb im Vortrag ein 
Phasenmodell mit drei zentralen Ele-
menten. Die erste Phase ist die der 
Wissensinstruktion und Aneignung. 
Hier wird das fachliche Fundament 
gelegt. 

Auf die Instruktionsphase folgt die 
Phase der Co-Konstruktion und Co-
Kreation. Das ‘Co’ steht für Zusammen-
arbeit. Schülerinnen und Schüler ar-
beiten in kleinen Gruppen, entwickeln 
Produkte oder Problemlösungen und 
übernehmen Verantwortung für ihren 
Lernprozess. Lehrkräfte wechseln in 
eine Coaching-Rolle. 

Die dritte Phase des Modells dann 
bezeichnet Sliwka als authentische 
Leistung. Anders als bei einer Klassen-
arbeit soll hier ein Produkt entstehen, 
das außerhalb des Klassenzimmers 
wirksam wird. 

Lehrkräfte dürfen also nicht dauer-
haft die aktivsten Akteure im Raum 
seien. Bei vertieften Lernprozessen ge-
he es darum, dass Schülerinnen und 
Schüler selbstständig denken, planen, 
diskutieren und Lösungen entwickeln. 
Die Aufgabe der Lehrkraft bestehe 
darin, diesen Prozess professionell zu 
begleiten, zu beobachten und gezielt 
Feedback zu geben – nicht darin, den 
Denkprozess stellvertretend zu über-
nehmen. Lernen werde dann nach- 
haltig, wenn die kognitive Hauptarbeit 
bei den Lernenden liege. 

Das ist genau das, was zum Beispiel 
Singapur, Japan und Korea in der letz-
ten PISA-Studie (2022) im Bereich 
Mathematik so erfolgreich gemacht 
hat: Herausfordernde Aufgabenformate, 
die zum Nachdenken anregen (kogni-
tive Aktivierung). 

So sollen durch Anregung zu detail-
lierten Antworten die Denkweisen der 
Schüler sichtbar werden; Verknüpfun-
gen zwischen den verschiedenen 
Aspekten geknüpft werden; mehrere 
Lösungswege möglich sein und ge-
sucht und begründet werden. 

Außerdem müssen Fächer stärker 
vernetzt werden durch sichtbare Quer-
verbindungen und verbindliche zeitli-
che Zuweisung von Verantwortlichkei-
ten bei der Ausbildung der Schülerin-
nen und Schüler in den Lehrplänen. 
Das trifft sowohl für die Sprachbil-
dung als auch für den naturwissen-
schaftlichen und gesellschaftswissen-
schaftlichen Fachbereich zu. 

Wir brauchen also eine Stärkung 
des Fachunterrichts, eine Stärkung der 
Bildungssprache Deutsch, eine Stär-
kung der Leistungsbereitschaft und der 
Anstrengungskultur in der Schule – 
auch durch Umgestaltung des Unter-
richts, eine bessere Vernetzung und 
Abstimmung der Fachlehrpläne unter-
einander und eine hochprofessionelle 
schulartspezifische Lehrerausbildung 
und eine stete Qualifizierung und Moti-
vierung der Lehrkräfte in Deutschland. 

 

Entlastung der Schule 
von Fremdaufgaben 

 
Schule muss von Fremdaufgaben entlas-
tet werden. Die in den letzten zwanzig 
Jahren gewachsene Aufgabenfülle kann 
von der Institution Schule und den Lehr-
kräften nicht mehr bewältigt werden. 

Dafür ist es erforderlich, eine kriti-
sche Sichtung der übertragenen Auf-
gaben durchzuführen. Das betrifft 
Schule als Institution als auch Lehr-
kräfte und Schulleitungen. 

Zur Verringerung von Belastungen 
ist es ebenso erforderlich zu prüfen, 
ob Abläufe (vor allem von Verwal-
tungsarbeiten) nicht vereinfacht und 
digitalisiert werden können, um Ent-
lastung für Lehrkräfte und Schulleitun-
gen zu schaffen. 

Auch die Konzeptarbeit von Schu-
len muss erleichtert werden. Die Zu-
sammenführung von Konzepten zu 
einem Gesamtkonzept sowie Erstel-
lungshilfen wären eine Möglichkeit 
zur Entlastung von Schulen. 

Die Unterstützung der Lehrkräfte 
durch multiprofessionelle Teams stellt 
niemand mehr in Frage. Die praktische 
Umsetzung scheitert leider allzu oft an 
finanzpolitischen Realitäten. 

Auch die Zusammenarbeit von 
Schulen mit verschiedenen anderen 
Institutionen (Jugendämter, Polizei, 
psychiatrische Einrichtungen, …) muss 
überdacht werden. Es ist ein engeres 
Netzwerk mit gegenseitiger Unterstüt-
zung erforderlich. 

Um Entlastung zu schaffen – vor 
allem im Zusammenhang mit dem 
demografischen Wandel in den Lehrer-
zimmern, ist braucht es auch eine 
kluge und vorausschauende Schulnetz-
planung. Leider ist hier auch in Thü-
ringen noch großer Nachholbedarf. 

Zum Schluss bleibt noch die Frage, 
wie man in den Schulen künftig mit 
den Herausforderungen umgehen will, 
die in den letzten Jahren zu einer mas-
siven Änderung von Schulalltag und 
Belastungen an Schulen gesorgt haben: 
Inklusion und Migration. Die bisheri-
gen Konzepte müssen dringend über-
dacht werden. 

Da Lehrkräfte derzeit rar sind, soll-
te deshalb über Sprachförderung an 
den Schulen durch andere Organisa-
tionen nachgedacht werden. Wün-
schenswert wären in allen Regionen 
erst Sprachintensivkurse außerhalb 
der Klassen, dann die Übernahme in 
die Klassen. Dann ist auch wirkliche 
Teilhabe möglich. Auch über weitere 
Integrationsmaßnehmen und die Zu-
sammenarbeit von Schule und ande-
ren Institutionen muss nachgedacht 
werden. 

Für die Umsetzung von Inklusion in 
Form des Gemeinsamen Unterrichts 
an Schulen gibt definitiv zu wenige 
Förderschulpädagogen, um alle Schü-
ler einzeln in entsprechenden Klassen 
zu betreuen. Selbst an Förderschulen 
fehlen inzwischen Förderschullehr-
kräfte. 

Die Lehrkräfte der allgemeinbilden-
den Schulen erfahren deshalb nicht 
die notwendige Unterstützung und die 
Schüler mit sonderpädagogischen För-
derbedarfen nicht die notwendige För-
derung für einen erfolgreichen inklu-
siven Unterricht. 

Es muss also dringend geprüft wer-
den, ob es angesichts der enormen He-
rausforderungen durch Inklusion für 
Lehrkräfte und Schüler auch andere 
Formen von Inklusion an Schulen ge-
ben kann, zum Beispiel Förderschul-
klassen an allgemeinbildenden Schu-
len mit gemeinsamem Unterricht in 
bestimmten Fächern mit den anderen 
Klassen ihrer Klassenstufe.
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de Mitglieder gemeinsame Werte teilen und gymnasiale, 
berufs- wie bildungspolitische, Interessen vertreten. 

Ein wesentliches Interesse des Deutschen Philologen-
verbandes galt schon damals, gilt heute noch und wird auch 
in Zukunft der hohen Qualität des Abiturs gelten – nicht als 
Selbstzweck, sondern um den Erwerb einer vertieften All-
gemeinbildung für unsere Schülerinnen und Schüler zu 
sichern. Hier schließt sich in gewisser Weise auch das 
Motto des heutigen 42. Philologentages an, das die Voraus-
setzungen für ein anspruchsvolles Abitur benennt. 

 

‘Leistung fordern, Vertrauen fördern, 
Lehrkräfte stärken!’ 

 
Wir fordern Leistung – aber nicht aus Prinzip, sondern aus 
Verantwortung. Hohe Leistungsanforderungen sind keine 
Zumutung, sondern ein Anreiz, etwas Positives, ein Ge-
schenk – ein Geschenk für den Einzelnen als Möglichkeit 
zur Selbstwirksamkeit und Zukunftsfähigkeit junger Men-
schen – aber auch ein Geschenk an die Gesellschaft als 
Ganzes, deren gedeihliche Weiterentwicklung davon ab-
hängt, dass leistungsfähige und leistungswillige junge Men-
schen sich in der Verantwortung sehen, diese Gesellschaft, 
diesen Staat stetig weiterzuentwickeln und zu verbessern. 

Wir fördern Vertrauen – als Fundament gelingender per-
sönlicher Beziehungen in der Schule – verstanden als Ver-
trauen zwischen Lehrkräften und ihren Schülerinnen und 
Schülern. Wir brauchen aber auch Vertrauen in die Stabili-
tät und Verlässlichkeit institutioneller Strukturen, damit 
Schule als ein bedeutsamer Ort für Qualifikation, für Kultur-

Am 14. November 2025 wurde im 
Rahmen des 42. Philologentags in 
Berlin der Vorstand des Deutschen 
Philologenverbandes neu gewählt. 

 

Die Vertreterversammlung bestätigte die Bundesvorsit-
zende Prof. Dr. Susanne Lin-Klitzing (Baden-Würt-
temberg) mit überwältigender Mehrheit in ihrem 

Amt. Auch Stefan Düll (Bayern) und Andreas Bartsch 
(Nordrhein-Westfalen) wurden als stellvertretender Vorsit-
zender bzw. als Schatzmeister wiedergewählt, ebenso die 
Beisitzer Markus Gretzschel (Sachsen), Dr. Marcus Hahn 
(Saarland) und Gabriela Kasigkeit (Berlin). An die Stelle 
der aus dem Vorstand ausgeschiedenen Dr. Thomas Knob-
lauch und Georg Hoffmann wurden Cord-Wilhelm Kiel 
(Niedersachsen) und der Vorsitzende der Jungen Philolo-
gen, Quirin Borchert (Bayern), gewählt. 

 

Festrede der Bundesvorsitzenden 
Susanne Lin-Klitzing 

 
Verehrte Festgäste, 
 
seien Sie alle herzlich willkommen zur Festveranstaltung an-
lässlich unseres 42. Deutschen Philologentags in Berlin, 
zwei Jahre nachdem wir 2023 in der Berlin Brandenburgi-
schen Akademie der Wissenschaften 120 Jahre Deutscher 
Philologenverband begehen durften: 120 Jahre Deutscher 
Philologenverband, ein Verband, in dem viele Zehntausen-
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Leistung fordern, Vertrauen 
fördern, Lehrkräfte stärken
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überlieferung und für Persönlichkeitsbildung in sozialer In-
teraktion gelebt werden kann. 

Und wir brauchen starke Lehrkräfte, die wiederum sel-
ber auch Stärkung brauchen – nicht als Selbstzweck, son-
dern weil ohne sie die Bildung von Schülerinnen und Schü-
lern nicht gut genug gelingen kann. Stärkung erfahren sie 
durch Anerkennung aus der Gesellschaft, durch Rückende-
ckung ihrer Vorgesetzten und durch die Fürsorge ihres 
Dienstherrn. 

Diese Erwartungen, diese Imperative, diese Ziele: ‘Leis-
tung fordern, Vertrauen fördern, Lehrkräfte stärken!’ sind 
keine Selbstläufer. Sie brauchen regelmäßige Bekräftigung 
durch alle an Schule Beteiligten und für Schule Verantwort- 
lichen – also den Willen – und sie brauchen kontinuierlich 
gute und belastungsfähige politische Rahmenbedingungen – 
also die Tat. 

Und deshalb brauchen wir mehr berufspolitische Ein-
sicht, mehr Überzeugung und mehr Unterstützung durch 
die Politik, damit Lehrkräfte sich auf das Wesentliche kon-
zentrieren können: mit ihren Schülerinnen und Schülern an 
bedeutungsvollen Inhalten zu arbeiten, mit mehr Zeit und 
weniger Belastung, um das Beste für ihre Schülerinnen und 
Schüler erreichen zu können. 

Wir brauchen ebenso bildungspolitische Zeichen in den 
Ländern und in der Bildungsministerkonferenz, die deut-
lich machen: Das Abitur lebt als besonderer Ausdruck einer 
Allgemeinbildung, die junge Menschen als Persönlichkeiten 
stärkt, sie in unserer Gesellschaft sprech- und handlungsfä-
hig macht und sie breit und vertieft auf Studium und Beruf 
vorbereitet. 

Deshalb wollen wir für unsere Schülerinnen und Schü-
ler keine Einheitsschule, die niemandem gerecht wird. 

Wir wehren uns gegen eine entgrenzte Arbeit, die uns 
von unserem Bildungsauftrag entfremdet. 

Wir schweigen nicht zur Verwässerung von Bildung, die 
nur noch ‘Lernen’ heißt, aber das Verstehen vergisst. 

Und wir wollen keinen Unterricht, der inhaltsleere und 
damit letztlich rückhaltlose Haltung über Fachlichkeit stellt 
und damit unsere Schülerinnen und Schüler in die Falle 
lockt, dass eine feste Überzeugung auf ihrem weiteren Le-
bensweg wichtiger wäre als fundierte Fachkenntnis. 

Wir wollen Bildung, gymnasiale Bildung für unsere 
Schülerinnen und Schüler, die trägt. Fachlichkeit, die prägt. 
Persönlichkeit, die wächst. 

Unsere Schülerinnen und Schüler sollen nicht nur beste-
hen – sie sollen gestalten. Und das gelingt nur, wenn wir ih-
nen eine breite und vertiefte Allgemeinbildung ermögli-
chen, die musische, künstlerische, naturwissenschaftliche 
sowie geistes- und gesellschaftswissenschaftliche Fächer 
gleichermaßen umfasst, wenn wir ihnen Wissenschaftspro-
pädeutik vermitteln und sie studierfähig machen – nicht 
nur für ein Studium, sondern für ein selbstbestimmtes Le-
ben in Verantwortung. 

Das ist unser Anliegen, das ist unser Weg für bestmögli-
che Bildung für unsere Schülerinnen und Schüler in einem 
differenzierten Schulwesen in Deutschland. Und diesen 
Weg wollen wir mit Ihnen gemeinsam gehen. Mit Ihnen 
hier im Saal, mit der Wissenschaft und mit der Politik, mit 
den Schülerinnen und Schülern und mit den Eltern. 

Und deshalb heißt unser heutiges Motto: Leistung 
fordern, Vertrauen fördern, Lehrkräfte stärken! 

Dass insbesondere der erste Teil unseres Mottos, näm-
lich ‘Leistung fordern!’ tatsächlich ein gemeinsames Anlie-
gen von uns und dem überwiegenden Teil der Bevölkerung 
ist, ist in den letzten Tagen bei der Veröffentlichung einer 
neuen forsa-Umfrage deutlich geworden. 

Denn: Die große Mehrheit der Deutschen wünscht sich 
für ihre Kinder leistungsorientierte Übergangsentscheidun-
gen von der Grundschule auf die weiterführenden Schulen. 
Dies bestätigt die im Auftrag des Deutschen Philologenver-
bandes durchgeführte repräsentative forsa-Umfrage ‘Mei-
nungen zum Gymnasium’ vom 1. bis 6. Oktober dieses Jah-
res. Auf die Frage, ob die Wahl der weiterführenden Schule 
ausschließlich vom Elternwillen abhängen solle, sprechen 
sich mehr als neun von zehn (92 Prozent) der Befragten da-
gegen aus. Neben den Wünschen der Eltern sollten auch die 
Leistungen der Schülerinnen und Schüler sowie die fachli-
che Einschätzung der Lehrkräfte berücksichtigt werden. 

Das bedeutet: Der Elternwille steht bei den Bürgerin-
nen und Bürgern nicht über dem Leistungsgedanken. 

Die forsa-Umfrage greift damit eine Dauerdebatte 
auf: Während Bildungspolitiker und -politikerinnen in den 
meisten Bundesländern eine verbindliche, leistungsorien-
tierte Schulartempfehlung nach wie vor ablehnen und den 
Leistungsgedanken vernachlässigten, wünscht sich die Be-
völkerung das Gegenteil. 

Nicht nur deshalb plädiert der Deutsche Philologenver-
band jetzt erneut, verstärkt und auch in Zukunft für eine 
verbindliche leistungsorientierte Übergangsempfehlung 
und wir fordern die verantwortlichen Bildungspolitiker 
und -politikerinnen auf, hier endlich wieder umzusteuern. 

Wie wichtig der breiten Bevölkerung der Leistungsge-
danke ist, zeigt sich auch bei weiteren Fragen der forsa-Um-
frage. Die große Mehrheit der Befragten (85 Prozent) ist 
der Meinung, dass die Leistungsanforderungen an Schüle-
rinnen und Schüler am Gymnasium so hoch sein sollten, 
dass sie auf ein Hochschulstudium vorbereiten. 

Das Gymnasium gilt nach wie vor als die vorbereitende 
Schulart für das Studium. Es wird in der Bevölkerung als 
Vermittler vertiefter allgemeiner Bildung und als Sprung-
brett für akademische Leistung angesehen. Die forsa-Umfra-
ge zeigt außerdem klar, dass etwa zwei Drittel der Befragten 
(68 Prozent) die bestandene Abiturprüfung weiterhin als 
die entscheidende Voraussetzung für die Aufnahme eines 
Hochschulstudiums befürworten. 

Hier wird allerdings auch klar – und dafür treten wir 
Philologinnen und Philologen kontinuierlich ein: Das Abi-
tur soll echte Studierfähigkeit garantieren – und darf nicht 
zu einem Zertifikat mit einer rein rechnerisch erworbenen 
Abitur-Abschlussnote degenerieren. 

Auch deshalb fordern wir die Politik immer wieder neu 
auf, zu einem angemesseneren Verhältnis von Leistung und 
Bewertung zurückzukehren und nicht weiterhin leistungs-
feindliche Entscheidungen zu treffen: So ist es beispielswei-
se das falsche politische Signal, dass mit 45 Prozent Leis-
tung Abiturprüfungsklausuren bestanden sind. Dies hat die 
Kultusministerkonferenz 2016 so neu beschlossen. Zuvor 
waren es wenigstens 50 Prozent! 

Die Bildungsminister wollen also bewusst, dass für weni-
ger Leistung bessere Noten erteilt werden. Dies kritisieren 
wir – und zwar nicht als Selbstzweck, sondern um der Schü-
lerinnen und Schüler willen, damit diese die Chance auf ei-
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ne realistische Einschätzung ihrer Fähigkeiten erhalten und 
nicht eine geschönte, weil die Bewertung politisch bewusst 
nach oben verschoben wurde! 

Leistung fordern – die forsa-Umfrageergebnisse zeigen 
deutlich: Die Mehrheit der Bevölkerung will eine stärkere 
schulische Leistungsorientierung. Und das sowohl beim 
Übergang von der Grundschule auf das Gymnasium und an-
dere weiterführende Schulen als auch beim Abitur, das 
durch seine hohen Leistungsanforderungen am Gymnasium 
die entscheidende Voraussetzung und eine tatsächliche Stu-
dienvorbereitung für ein erfolgreiches Hochschulstudium 
sein soll. Den Leistungsgedanken infrage zu stellen, ist also 
aus Sicht der Bevölkerung der falsche Schluss. 

Wir Philologen und Philologinnen fordern und fördern 
Leistung nicht als inhaltsleeren Selbstzweck, sondern weil 
wir davon überzeugt sind, dass dies der Entfaltung und Wei-
terentwicklung der je eigenen Fähigkeiten von Schülerin-
nen und Schülern dient. 

Als Philologinnen und Philologen wissen wir: Sprache, 
Lesen und Schreiben, differenziertes Denken, das Aufneh-
men und das eigene Gestalten von Kultur, von Musik und 
Kunst – das sind keine statischen Größen, sondern Kinder 
und Jugendliche wachsen mit den Herausforderungen, die 
auch wir als Lehrkräfte an sie stellen. Und auch deshalb 
müssen wir jungen Menschen, den Schülerinnen und Schü-
lern, etwas zutrauen, für ihre eigene Entwicklung, damit sie 
wachsen – intellektuell, sprachlich, menschlich. Auch weil 
wir wissen, dass sie für die anspruchsvolle Gestaltung unse-
rer Welt hohe Fachlichkeit und souveränes wissenschafts-
propädeutisches Arbeiten auf der Basis einer breiten und 
vertieften Allgemeinbildung im Umgang mit Komplexität 
und Mehrdeutigkeiten unserer heutigen Gesellschaft not-
wendig brauchen. Sie und wir brauchen die gelebte an-
spruchsvolle gymnasiale Bildung. 

Wolfgang Klafki hat Leistung als das Ergebnis und den 
Vollzug einer zielgerichteten Tätigkeit definiert – verbun-
den mit Anstrengung und Selbstüberwindung, orientiert an 
anerkannten Gütemaßstäben. 

Das Erbringen von Leistung erfordert also Anstrengungs-
bereitschaft, Durchhaltekraft und Disziplin. Es verlangt von 
unseren Schülerinnen und Schülern, sich mit Maßstäben 
auseinanderzusetzen – selbst- und fremdgesetzten –, sich an 
ihnen zu orientieren und sich auch an ihnen zu reiben. 

Es geht darum, Schülerinnen und 
Schüler zu befähigen, Vertrauen in die 
eigene Leistungsfähigkeit zu entwickeln 
und dabei zu lernen, mit Erfolgen wie 
mit Misserfolgen umzugehen. 

Diese Aspekte sind für den gymna-
sialen Bildungsgang von zentraler Be-
deutung. Unsere Schülerinnen und 
Schüler müssen auf hohe inhaltliche An-
forderungen vorbereitet und in wissen-
schaftliche Haltungen eingeführt wer-
den – etwa das disziplinierte Durchhal-
ten in Durststrecken akademischen Ar-
beitens. 

Doch dafür braucht es Voraussetzun-
gen. Eine davon ist die Passung von Kind 

und weiterführender Schulart – nicht in ei-
ner Schule für alle, sondern in der richtigen 

Schule für jede und jeden. 
Deshalb setzen wir uns seit Jahren für die verbindliche, 

leistungsorientierte Grundschulempfehlung ein. Und wir 
freuen uns, dass diese Idee in mehreren Bundesländern 
nun neuen Aufschwung erfährt, auch hier in Berlin. 

Neben der riesigen Unterstützung der Bevölkerung, die 
einen leistungsorientierten Übergang auf die weiterführen-
den Schulen wünscht, gibt es aber auch starke Argumente 
aus der Wissenschaft, wenn man sie denn hören will: 

Die Auswertung der letzten TIMSS-Studie im Dezember 
2024 (Trends in International Mathematics and Science 
Study) bestätigt den Deutschen Philologenverband hin-
sichtlich seiner Empfehlung für eine verbindliche, leis-
tungsorientierte Übergangsempfehlung auf die weiterfüh-
renden Schularten. Denn dort wird belegt, dass sich Lehr-
kräfte bei ihren Leistungsbeurteilungen für die Grund-
schulempfehlung weit weniger von sozioökonomischen 
Faktoren beeinflussen lassen als Eltern. Angesichts der in 
den meisten Bundesländern noch unverbindlichen Über-
gangsempfehlung auf die weiterführenden Schularten, in 
denen der Elternwille unabhängig von den Leistungen der 
Kinder entscheidend ist für den Übergang, gibt also auch 
die TIMSS-Studie aus unserer Sicht ein klares Signal für ei-
ne leistungsorientierte verbindliche Übergangsempfeh-
lung, damit gerade begabte Kinder auch aus Elternhäusern 
mit niedrigem sozioökonomischem Status bessere Über-
gangschancen erhalten. 

Die alle zwei Jahre erscheinende Studie ‘Bildung in 
Deutschland’, hier ‘Bildung in Deutschland 2024’, bestätigt 
dies: Bei der in Deutschland mehrheitlich unverbindlichen 
Schulartempfehlung wechseln bei gleichen Leistungen Kin-
der mit niedrigem sozioökonomischem Status seltener aufs 
Gymnasium als Kinder mit höherem sozioökonomischem 
Status, weil die Eltern dies so entscheiden. Das ist aber 
nicht nur unter Leistungsgesichtspunkten nicht hinnehm-
bar. Eine unverbindliche Schulartempfehlung benachteiligt 
also begabte Kinder aus bildungsfernen Familien. Es ist ge-
rade das Umgekehrte eines häufig zu hörenden Arguments: 
Nicht die verbindliche, leistungsorientierte Schulartemp-
fehlung benachteiligt leistungsfähige und begabte Kinder, 
sondern der Verzicht auf eine solche benachteiligt sie! Oh-
ne, ohne (!) die verbindliche, leistungsorientierte Schulart-
empfehlung entscheidet die Herkunft der Kinder stärker 
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über ihre Zukunft als dies mit einer leistungsorientierten, 
verbindlichen Schulartempfehlung der Fall wäre, so unsere 
Schlussfolgerung. Das kann allen Ernstes niemand wollen – 
und wir schon gar nicht! 

Es braucht also strukturelle Voraussetzungen, denen 
man für die Förderung einer positiven Leistungskultur ver-
trauen kann. Vertrauen in leistungsfähige Strukturen für die 
gute Bildung der Schülerinnen und Schüler ist unabding-
bar, womit wir beim zweiten Punkt unseres Mottos ‘Leis-
tung fordern, Vertrauen fördern, Lehrkräfte stärken’ des 
42. Deutschen Philologentags wären: 

 

Vertrauen fördern – 
durch Verlässlichkeit und Qualität 

 
Vertrauen entsteht dort, wo Verlässlichkeit herrscht. Eltern 
und Schülerinnen und Schüler müssen sich darauf verlassen 
können, dass schulische Entscheidungen und die schulische 
Leistungsförderung ihrer Kinder nicht dem Zufall überlas-
sen werden – sondern dass sie gut und überlegt strukturiert, 
wissenschaftlich begleitet und qualitätsgesichert sind. Das 
differenzierte Schulsystem mit dem Gymnasium als zentra-
ler Säule neben den anderen weiterführenden Schularten 
bietet eine solche Verlässlichkeit. Dass für den Philologen-
verband bei der Förderung des Vertrauens in das deutsche 
Schulwesen das Gymnasium eine zentrale Rolle spielt, dürf-
te in diesem Saal niemanden verwundern – und dass wir 
das Vertrauen in das Abitur und das Gymnasium fördern 
wollen, ebenfalls nicht. Aber dass wir dafür starken Rücken-
wind aus der Bevölkerung bekommen – hätten Sie es ge-
dacht? Die forsa-Umfrage zu ‘Meinungen zum Gymnasium’ 
hat ganz klar ergeben: 

Die deutsche Gesellschaft steht klar zum Gymnasium. 
Das Gymnasium wird als unverzichtbar angesehen und 
bleibt das Herzstück des deutschen Schulsystems. Wieder-
kehrende Kritik an dieser Schulart und andauernde Reform-
vorschläge, wie etwa eine ‘Schule für alle’, finden in der 
Mehrheit der Bevölkerung keine, ich wiederhole keine (!) 
Zustimmung. Laut Umfrage sprechen sich 92 Prozent (!) der 
Befragten gegen die Abschaffung des Gymnasiums aus. 

Die Unterstützung zieht sich quer durch die Gesell-
schaft. Mit 94 Prozent stimmen am ehesten die über 45-Jäh-
rigen der Beibehaltung des Gymnasiums zu. Aber auch von 
den unter 45-Jährigen spricht sich die deutliche Mehrheit 
(87 Prozent) gegen eine Abschaffung aus. Zwischen Befrag-
ten ohne und mit Kindern im Haushalt sowie zwischen Be-
fragten mit niedriger und hoher formaler Bildung zeigen 
sich hier keine nennenswerten Unterschiede. 

Weiter zeigt die Umfrage, dass die Mehrheit der Befrag-
ten eine Einheitsschule, ein Einheitsschulsystem sowie fol-
gerichtig die Vereinheitlichung der Lehrkräfteausbildung 
ablehnt. Denn auch in der Frage nach der Schulstruktur er-
gibt sich ein deutliches Bild: 71 Prozent der Befragten be-
fürworten das mehrgliedrige Schulsystem mit dem Gymna-
sium und weiteren weiterführenden Schularten, während 
lediglich 27 Prozent eine gemeinsame Schule für alle bevor-
zugen. 

Dies bestärkt uns darin, dass das Wichtigste die Passung 
zwischen Kind und Schulart ist. Eine Vereinheitlichung des 
Schulsystems mag auf den ersten Blick mehr Chancen-
gleichheit versprechen, da sie alle Kinder unter gleichen 

Rahmenbedingungen zusammenführt. Doch damit wird die 
Vielfalt der Lernvoraussetzungen und -fähigkeiten von Kin-
dern ignoriert: Leistungsstarke sowie Leistungsschwächere 
werden nicht in ihrem vollen Potential oder Bedarf geför-
dert. Eine Einheitsschule wird somit Lehrkräften wie Ler-
nenden gleichermaßen nicht gerecht. Ein mehrgliedriges 
Schulsystem hingegen ermöglicht eine differenzierte, chan-
cengerechte Förderung – und die große Mehrheit der Be-
völkerung hat das verstanden. Wir alle aber wissen auch: 
Das Vertrauen in ein Schulsystem kann nur bestehen und 
bestehen bleiben, wenn der Staat, wenn die Länder für ihre 
Schulen, ihre Lehrkräfte und die Schülerinnen und Schüler 
kontinuierlich zu ihrem Wort stehen, bildungspolitische 
Strukturdebatten nicht als Möglichkeit kurzfristiger Profi-
lierung missbrauchen und stattdessen eine auskömmliche 
Finanzierung bereitstellen. 

Weiterhin ist es so, dass laut Umfrage eine Mehrheit der 
Befragten (59 Prozent) es außerdem als wichtig ansieht, 
dass die Lehrkräfte dementsprechend folgerichtig schulart-
spezifisch ausgebildet werden. Eine Vereinheitlichung der 
Lehrkräfteausbildung ist nicht erwünscht. 

Lehrkräfte, die gezielt für ihre Schulart ausgebildet sind, 
können Kinder und Jugendliche ihren Fähigkeiten entspre-
chend unterrichten und fördern. Das gilt für alle Schularten – 
und für das Gymnasium als Ort der gezielten Förderung 
leistungsstarker Schülerinnen und Schüler mit der Vorberei-
tung auf ein Hochschulstudium noch einmal besonders. 

Die jetzt im Oktober veröffentlichten Ergebnisse des 
IQB-Bildungstrends 2024 offenbarten besorgniserregende 
Leistungseinbrüche von Schülerinnen und Schülern im ma-
thematisch-naturwissenschaftlichen Bereich – auch am 
Gymnasium. Das Gymnasium deshalb als Institution in Fra-
ge zu stellen, wäre jedoch inhaltlich der falsche Schluss und 
ginge zudem auch am Willen der Bevölkerung vorbei. Was 
allerdings in Frage gestellt werden muss, sind viele auf Ver-
einheitlichung zielende und das Niveau absenkende bil-
dungspolitische, leistungsfeindliche Entscheidungen der 
letzten 25 Jahre: 

 
  Es ist das falsche politische Signal, Schülerinnen und 

Schülern zu ermöglichen, in sämtlichen Grundkursen 
in Mathematik und Deutsch in der gymnasialen Ober-
stufe ‚durchfallen’ (unter fünf Punkten, also unterhalb 
der Note 4 abschließen) zu dürfen und trotzdem zum 
Abitur zugelassen zu werden. 

 
  Es ist das falsche politische Signal, den Vorbereitungs-

dienst für Lehrkräfte, insbesondere den gymnasialen 
Vorbereitungsdienst, vereinheitlicht von ursprünglich 
24 auf teilweise 12 Monate zu kürzen! Das schwächt die 
zukünftigen Gymnasiallehrkräfte und in der Konse-
quenz die gymnasiale Bildung der Schülerinnen und 
Schüler. 

 
  Und nein, die universitären Praxisphasen sind kein 

adäquater Ersatz, wie nicht nur der wissenschaftliche 
Beirat des DPhV nochmals festgestellt hat. 

 
Das darf so nicht weitergehen! Insofern beinhalten die 
Ergebnisse der forsa-Umfrage eine deutliche Warnung an 
die Politik: 

Die große Mehrheit in der deutschen Bevölkerung will 
nicht, dass das Gymnasium abgeschafft wird und in einer 

→

→

→
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Schule für alle aufgeht. Sie will keine Vereinheitlichung im 
Schulsystem und keine Vereinheitlichung in der Lehramts-
ausbildung! Für die große Mehrheit in der deutschen Ge-
sellschaft soll das Gymnasium die zentrale Säule in einem 
mehrgliedrigen Schulsystem mit schulartspezifischer Lehr-
amtsausbildung sein und bleiben! 

Leistung fordern, Vertrauen fördern, Lehrkräfte stärken – 
ist unser Motto. 

Ich komme zum dritten Teil: Wenn Leistungsforderung 
nicht zur Phrase oder zur Last werden soll, die die Schüle-
rinnen und Schüler alleine tragen müssen, sondern die Auf-
forderung, der Anreiz, die Chance für Weiterentwicklung 
und individuelle Exzellenz sein soll, dann dürfen Schülerin-
nen und Schüler nicht nur gefordert, sondern müssen auch 
gestärkt werden – und zwar von starken Lehrkräften. 

Ohne starke, gut ausgebildete, resiliente Lehrkräfte gibt 
es keine starke Schule, kein starkes, anspruchsvolles Gymna-
sium. 

Deshalb kämpfen wir für bessere Rahmenbedingungen, 
für schulartspezifische Ausbildung, für pädagogische Frei-
heit und für die gesellschaftliche Anerkennung der Lehr-
kräfte, die heute vor Herausforderungen stehen, die häufig 
weit über den Unterricht hinausgehen und als massive ge-
sellschaftliche Herausforderungen in die Schulen, in die 
Gymnasien hinein getragen werden. Hierbei sind die Lehr-
kräfte das Rückgrat des Gymnasiums. 

Sie verdienen nicht nur Respekt, sondern auch eine 
hochwertige, differenzierte Ausbildung, die sie gezielt auf 
die Anforderungen ihrer Schulart und ihrer Schülerinnen 
und Schüler vorbereitet. 

Die Bevölkerung sieht das genauso. Sie will keine Verein-
heitlichung, keine Verwässerung, keine Beliebigkeit. Sie 
will Profil, Qualität und Verlässlichkeit. 

Lehrkräfte brauchen Wertschätzung aus der Bevölke-
rung und eine klare Haltung der Politik, die Lehrkräfte 
nicht alleinlässt, sondern schützt und stärkt. 

Vertrauen ist dabei das Fundament jeder pädagogischen 
Beziehung – aber auch jeder dienstrechtlichen. Lehrkräfte 
in Deutschland sind in der Regel Beamtinnen und Beamte. 
Sie haben sich zu einem Dienst- und Treueverhältnis gegen-
über dem Staat verpflichtet – und sie erwarten zu Recht, 
dass der Staat sich auch ihnen gegenüber verpflichtet fühlt 
in einem angemessenen Fürsorgeverhältnis. 

Doch dieses Vertrauen ist erschüttert, wenn die Arbeits-
belastung ins Uferlose wächst und die Fürsorgepflicht vom 
Dienstherrn nicht ernst genug genommen wird, nur als For-
malie, nicht aber als tatsächlich gelebte Verantwortung ver-
standen wird. 

Wenn wir über Lehrkräfte sprechen, dann sprechen wir 
über Menschen, die Tag für Tag mit Hingabe, Fachwissen 
und pädagogischer Verantwortung Kinder und Jugendliche 
prägen, schützen und begleiten. Doch diese Menschen, die 
das Rückgrat unseres Bildungssystems bilden, geraten zu-
nehmend unter Druck – durch populistische Bestrebungen 
in der Politik, aus nicht zuende gedachtem Einsparwillen, 
Lehrkräfte nicht mehr zu verbeamten, obwohl in Deutsch-
land die Schule unter der Aufsicht des Staates steht, also 
Schulpflicht und nicht nur Unterrichtspflicht besteht, die 
der Staat nur durch Streikfreiheit gewährleisten kann. 

Es ist an der Zeit, hier klar Stellung zu beziehen. Und das 
tut der Deutsche Philologenverband seit jeher gegen alle 

Bestrebungen, den Beamtenstatus von Lehrkräften abzu-
schaffen, einzuschränken oder auszuhöhlen. Und das aus 
gutem Grund: Der Beamtenstatus ist kein Privileg, sondern 
Ausdruck eines besonderen Fürsorge- sowie Dienst- und 
Treueverhältnisses zwischen Staat und Lehrkraft. Dieses 
Verhältnis verpflichtet beide Seiten – zur Hingabe auf der 
einen, zur Fürsorge auf der anderen. Und nun will sich der 
Staat zurückziehen, dort, wo er eigentlich Verantwortung 
übernehmen müsste? 

 
Meine Damen und Herren, 
 
wir stehen an einem Scheideweg. Wenn wir die Lehrkräfte 
nicht stärken, dann schwächen wir das gesamte Bildungs-
system. Der Beamtenstatus sorgt für Stabilität, für Neutrali-
tät im Sinne unseres Grundgesetzes, für Verlässlichkeit – 
und damit für die Qualität der Bildung in unserem Land. Er 
schützt Lehrkräfte vor willkürlichen Maßnahmen und ver-
pflichtet sie zur dauerhaften Erfüllung ihres öffentlichen 
Bildungsauftrags. Daraus darf sich der Staat nicht zurückzie-
hen. Und deshalb ist: ‘Leistung fordern, Vertrauen fördern, 
Lehrkräfte stärken’ nicht nur das Motto des diesjährigen 
Philologentags, sondern es ist ein brennend wichtiger Auf-
trag an die Politik, an die Gesellschaft und an uns alle. Wenn 
der Staat, wenn der Dienstherr gute Bildung für unsere 
Schülerinnen und Schüler in Deutschland will, muss er die 
Lehrkräfte stärken. Wenn er die Lehrkräfte stärken will, 
muss er seine Fürsorgepflicht ernst nehmen. Und diese 
wird aktuell ernsthaft bedroht, wenn Lehrkräfte nicht mehr 
verbeamtet werden sollen. 

Und so erscheint es mir am Ende meiner Rede, bei mehr-
fachem Nachdenken über unser Motto ‘Leistung fordern, 
Vertrauen fördern, Lehrkräfte stärken!’ gerade auch ange-
sichts der aktuellen Entwicklungen wichtig zu sein, die 
Reihenfolge umzudrehen und statt ‘Leistung fordern, Ver-
trauen fördern, Lehrkräfte stärken!’ zutreffender mit den 
Lehrkräften zu beginnen, ohne die die gute schulische 
Bildung nicht gelingen kann, nämlich: 

 
als erstes die ‘Lehrkräfte zu stärken,  
das Vertrauen zu fördern,  
und dann Leistung zu fordern!’ 
 
Und Lehrkräfte stärken, heißt gerade heute über 

 
  eine angemessene Alimentation, auch über die aktive 

Dienstzeit hinaus, 
 
  eine adäquate Beteiligung des Dienstherrn an den 

Gesundheitskosten, 
 
  eine Absenkung des Unterrichtsdeputats, angesichts 

der stetig wachsenden Aufgaben und Belastungen 
hinaus vor allem eins: 

 
und hier bitte ich Sie, gemeinsam mit mir die Hand mit dem 
auf oder unter ihrem Stuhl liegenden Kärtchen zu heben 
und zu fordern: 

 
Finger weg vom Beamtenstatus! 
Finger weg vom Beamtenstatus! 
 
Dabei wissen wir uns eins mit dem Deutschen Beamten-
bund! 
 
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit!

→

→

→
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Anna Stolz BMK-Präsidentin 
DPhV gratuliert und erwar-
tet entschlossenen Einsatz 
der Bildungsministerinnen 
und -minister für den Beam-
tenstatus, Leistungssteige-
rung in der Bildung und eine 

Verdauerung des Digitalpakts 
 

Der Deutsche Philologenverband (DPhV) gratuliert 
der bayerischen Staatsministerin für Unterricht 
und Kultus, Anna Stolz, herzlich zur Präsidentschaft 
der Bildungsministerkonferenz unter ihrem Motto 
‘Challenge up: Herzschlag und Hightech für 
Deutschlands Schülerinnen und Schüler!’ DPhV-
Bundesvorsitzende Prof. Dr. Susanne Lin-Klitzing: 
»Wir wünschen ihr in ihrem Amt Durchsetzungs-
kraft und Weitsicht für eine anspruchsvolle und zu-
kunftsfähige Bildung in Deutschland. Wir freuen 
uns auf einen konstruktiven politischen Dialog mit 
Anna Stolz, die als verantwortungsbewusste Bil-
dungspolitikerin den Beamtenstatus der Lehrkräfte 
stützt und chancengerechte Leistungssteigerung 
sowie Verlässlichkeit im Bildungswesen ebenso in 
den Blick nimmt, auch im Bereich des Digitalen. 
Wir haben hohe Erwartungen an sie.« 

Der DPhV setzt sich dafür ein, dass der Beam-
tenstatus für Lehrkräfte in jedem Bundesland er-
halten bleibt. Daher begrüßt der Verband, mit der 
neuen BMK-Präsidentin eine wichtige politische 
Streiterin für dieses Anliegen zu haben und erwar-
tet angesichts der öffentlichen Diskussionen ihren 
entschlossenen Einsatz im Kreise der Bildungsmi-
nister und -ministerinnen. Lin-Klitzing: »Der Beam-
tenstatus für Lehrkräfte ist die Voraussetzung für 
die Gewährleistung der Schulpflicht in unserem 
grundgesetzlich gesicherten staatlichen Bildungs-
system. Für die Stärkung unserer Demokratie er-
warten wir auch, dass das Grundgesetz endlich 
verbindlich als konkreter Inhalt in die erste Phase 
der Lehrkräftebildung integriert wird«, adressiert 
Lin-Klitzing eine langjährige DPhV-Forderung an die 
neue BMK-Präsidentin. 

Des Weiteren erwartet der Verband die Unter-
stützung der BMK-Präsidentin bei den Vorhaben 
der Ständigen Wissenschaftlichen Kommission 
(SWK), nämlich ihr klares Bekenntnis zur Steige-
rung des Leistungsniveaus der gymnasialen Ober-
stufe, um die Studierfähigkeit der Abiturientinnen 
und Abiturienten zu steigern. Leistung und Leis-
tungsbewertung müssen wieder in ein angemesse-
nes Verhältnis gesetzt werden, damit schulische 
Abschlüsse ihre fachliche Aussagekraft behalten. 
45 Prozent Leistung für ein Ausreichend (5 Punk-

te) in den Abiturklausu-
ren ist zu wenig. Auch 
das bisherige Aufweichen 
der fachbezogenen Min-
destanforderungen in 
der Gymnasialen Ober-
stufe wird der dringend 
benötigten fachlichen 
Qualitätssteigerung für 
eine allgemeine Studier-
fähigkeit unserer Abitu-
rientinnen und Abiturien-
ten nicht gerecht, wenn etwa sämtliche Grund- 
kurse in Mathematik oder Deutsch unterhalb der 
Note Ausreichend, also unterhalb von 5 Punkten, 
eingebracht werden dürfen. 

Da es in der Amtsperiode von Anna Stolz insbe-
sondere um ‘Hightech für Deutschlands Schülerin-
nen und Schüler’ gehen soll, bedarf es aus Sicht 
des DPhV für eine zukunftsfähige, klug digital unter-
stützte Bildung, die auch KI-Anwendungen inte-
griert und bestehende Defizite in der digitalen Infra-
struktur überwindet, des kontinuierlichen politi-
schen Einsatzes für eine Verdauerung des Digital-
pakts. Aus Sicht des DPhV ist der Digitalpakt 2.0 
zwar ein wichtiger Schritt, sein Umfang reicht je-
doch nicht aus. Lin-Klitzing: »Immer nur Einzelpake-
te zu schnüren, ist nicht nachhaltig!« Der Verband 
erwartet zudem hilfreiche und kluge Orientierungs-
regeln von der BMK zur Definition und zum Um-
gang mit Täuschungsversuchen von Schülerinnen 
und Schülern durch KI. 

Bei weiteren möglichen Vorhaben der BMK für 
eine stärker datenbasierten Steuerung von Schule 
müssen aus Sicht des DPhV vorab – neben Daten-
schutz und Datensparsamkeit – in den Ländern vor 
allem die notwendigen Ressourcen bereitgestellt 
werden. Dies ist wichtig, um Zusatzbelastungen für 
Schulleitungen und Lehrkräfte zu vermeiden und 
vorhandene Überbeanspruchung zu senken. In die-
sem Zusammenhang ermuntert der Deutsche Phi-
lologenverband die BMK erneut zu einer Teilnahme 
an TALIS. »Es ist an der Zeit, dass die BMK auch 
solche Studien der OECD unterstützt, in der Lehr-
kräfte und Schulleitungen in Deutschland u.a. zu ih-
ren Arbeitsbedingungen befragt werden«, erwartet 
Lin-Klitzing. 

Der DPhV setzt darauf, dass Anna Stolz als Prä-
sidentin der Bildungsministerkonferenz diese Anlie-
gen mit Entschlossenheit und Dialogbereitschaft 
aufgreift und freut sich auf eine gute Zusammenar-
beit, um in diesem Jahr gemeinsam die Weichen 
für mehr Leistungsorientierung im deutschen Bil-
dungswesen zu stellen.

Pressemitteilung 
des DPhV vom 

22. 
Januar
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Forsa-Umfrage zeigt: 90 Prozent der Bevölkerung 
sehen Probleme in der Bildung als größte Gefahr für Deutschlands Zukunft  

DPhV fordert: Bildung muss politische 
Kernaufgabe werden! 

Die Ergebnisse der aktuellen Forsa-
Erhebung ‘Aktuelle Gefährdungspo-
tenziale für Deutschland’ im Auftrag 
des dbb – beamtenbund und tarifuni-
on machen unmissverständlich deut-
lich: 90 Prozent der Bürgerinnen und 
Bürger sehen Probleme in der Bil-

dung als größte Gefahr für Deutschlands Zukunft. So 
steht Bildung noch vor der Zunahme gesellschaftli-
cher Spannungen (88 Prozent), einer wachsenden 
Kluft zwischen Arm und Reich (85 Prozent), zuneh-
mendem Rechtsextremismus (70 Prozent) oder 
auch dem Klimawandel (62 Prozent) an der Spitze 
der gesellschaftlichen Sorgen – und zugleich im Zen-
trum der Erwartungen an eine zukunftsorientierte 
Politik. 

»Diese Zahlen sind kein Ausdruck von Resignation, 
sondern ein klarer Auftrag, den Blick nach vorn zu 
richten«, erklärt Prof. Dr. Susanne Lin-Klitzing, Bun-
desvorsitzende des Deutschen Philologenverbands 
(DPhV). »Die Menschen wissen: Die Zukunft unseres 
Landes entscheidet sich im Klassenzimmer. Sie ver-
stehen Bildung ganz klar als priorisierte politische Auf-
gabe zur Sicherung unserer Demokratie, unserer 
Wirtschaftskraft, unserer Freiheit und Sicherheit.« 

Bemerkenswert ist die parteiübergreifende Über-
einstimmung in der Problemwahrnehmung. Unabhän-
gig von politischer Orientierung halten große Mehrhei-
ten die Lage im Bildungswesen für (sehr) problema-
tisch. Zugleich zeigt die Studie, dass 68 Prozent der 
Befragten dem öffentlichen Dienst – und damit auch 
den Schulen – eine Schlüsselrolle bei der Bewältigung 
dieser Herausforderungen zuschreiben. »Das ist ein 
starkes Vertrauenssignal«, so Lin-Klitzing. »Es ver-
pflichtet Politik und Verwaltung gleichermaßen, die 
Rahmenbedingungen endlich konsequent zu verbes-
sern und den Fokus wieder klar auf das Leistungsprin-
zip zu legen.« In diesem Zusammenhang weist der 
DPhV auch auf die besondere Rolle des Berufsbeam-
tentums hin: »Der Beamtenstatus der Lehrkräfte mit 
seinem Streikverbot sichert die Stabilität und Verläss-
lichkeit des Bildungssystems – und damit einen zen-
tralen Pfeiler unserer demokratischen Ordnung. Wer 
an dieser Verlässlichkeit rüttelt, gefährdet nicht nur 
den Schulbetrieb, sondern das Vertrauen in den 
Staat insgesamt«, weiß Lin-Klitzing. 

Für den Deutschen Philologenverband steht 
fest: Eine zukunftsfähige Bildungspolitik muss Leis-
tungsförderung wieder in den Mittelpunkt rücken. 

Nur so können selbstdenkende, verantwortungsbe-
wusste und aktiv teilhabende junge Menschen he-
ranwachsen, die unsere Demokratie schützen, die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sichern und un-
serem Land eine positive Perspektive eröffnen. 

Der DPhV fordert deshalb einen klaren bildungs-
politischen Aufbruch mit konkreten Maßnahmen: 

  diagnoseindizierte vorschulische Förderung 
als verbindlichen Bestandteil früher Bildung, 

  einen systematischen Ausbau des Grundwort-
schatzes sowie zusätzliche Deutschstunden in 
Grundschule und Mittelstufe, 

  eine konsequente Stärkung der Bildungs- 
sprache Deutsch in allen Fächern, 

  eine verbindliche Schulartempfehlung als 
Grundlage passgenauer Bildungswege, 

  das klare Bekenntnis dazu, dass Schülerinnen 
und Schüler wieder mehr wissen und mehr 
können müssen, 

  die hohe Bedeutung der Rechtschreibung 
als Schlüssel gelingender Kommunikation und 
gesellschaftlicher Teilhabe, 

  eine höhere Gewichtung der Rechtschreib-
kompetenz auch in Abiturklausuren, 

  eine bessere Passung von Leistung und Leis-
tungsbewertung, 

  eine qualitativ hochwertige Lehrkräftebildung 
in allen drei Phasen, auch in Zeiten des Lehr-
kräftemangels – ohne Abstriche bei der Fach-
lichkeit, ohne ‘duale’ Kürzungsmodelle, ohne die 
Ausbeutung von Studierenden und Lehramtsan-
wärterinnen und -anwärtern zur bloßen Unter-
richtsabsicherung, 

  sowie eine nachhaltige Stärkung der Bestands-
lehrkräfte durch Entlastung, gezielte Fortbildung 
und verlässliche Karriereperspektiven. 

Lin-Klitzing: »Bildungspolitik darf sich nicht im Kri-
senmanagement erschöpfen. Sie braucht eine kla-
re Zukunftsagenda, die Leistung ermöglicht, Quali-
tät sichert und Verlässlichkeit garantiert. 

Wir sind überzeugt: Wenn Politik jetzt konse-
quent in Bildung investiert und Leistungsförderung 
stärkt, kann aus der aktuellen Problemdiagnose ei-
ne Erfolgsgeschichte werden. Die Forsa-Zahlen 
sind kein Abgesang auf das Bildungssystem. Sie 
sind die Aufforderung, Bildung entschlossen als Zu-
kunftsaufgabe zu begreifen – für starke Schulen, ei-
ne stabile Demokratie und ein leistungsfähiges 
Deutschland.«

→

→

→

→

→

→

→

→

→

→

Pressemitteilung 
des DPhV vom 
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DPhV warnt eindringlich: Finger weg 
vom Beamtenstatus der Lehrkräfte! 

Der Deutsche Philologenverband 
(DPhV) nimmt die aktuelle Debatte 
um eine bundesweite Entverbeam-
tung von Lehrkräften nicht nur mit 
größter Sorge wahr, der Verband 
stellt sich entschieden gegen jegliche 
Vorstöße dieser Art! »Wer den Be-

amtenstatus von Lehrkräften in Frage stellt, greift die 
Schulpflicht in unserem Land und damit die Verläss-
lichkeit ohne Streikrecht unseres Bildungswesens an 
sowie die politische Neutralität unserer Lehrkräfte als 
Beamte im Sinne unseres Grundgesetzes. Das ge-
fährdet unsere Demokratie«, mahnt DPhV-Bundes-
vorsitzende Prof. Dr. Susanne Lin-Klitzing. 

Die Aussage, staatliche Hoheitsaufgaben sollten 
auf Polizei, Justiz und Finanzen beschränkt werden, 
verkennt die Realität schulischer Verantwortung und 
Bedeutung solcher Maßnahmen wie die Vergabe von 
Noten und Schulabschlüssen, Entscheidungen über 
Versetzungen und Beschlüsse zu Disziplinarmaßnah-
men. Artikel 33 Abs. 4 und 5 sowie Artikel 7 GG se-
hen ausdrücklich vor, dass diese Aufgaben Angehöri-
gen des öffentlichen Dienstes übertragen werden. 
»Nur das Berufsbeamtentum für Lehrkräfte garan-
tiert, dass die Schulpflicht staatlicherseits gewährleis-
tet, das Recht auf Bildung gesichert und der Unter-
richt verlässlich erteilt wird – neutral und frei von poli-
tischem Einfluss im Sinne des Grundgesetzes«, erin-
nert Lin-Klitzing. 

Der Beamtenstatus sichert einen leistungsfähi-
gen, rechtsstaatlichen und unparteiischen Verwal-
tungsapparat und schützt die freiheitliche Demokra-
tie. »Lehrkräfte treffen täglich Entscheidungen, die un-
mittelbar die Rechte, Pflichten und Entwicklungsmög-
lichkeiten von Kindern und Jugendlichen betreffen. Sie 
gestalten Bildung, fördern soziale Kompetenzen und 
sichern Chancengerechtigkeit – zentrale Grundlagen 
für die Gesellschaft. Zudem gilt für verbeamtete Lehr-
kräfte das Streikverbot! Aus gutem Grund! Ein Streik, 
etwa während der Abiturvorbereitung, könnte die wei-
tere Lebens- und Berufsplanung von Schülerinnen 
und Schülern beispielsweise für den Zeitpunkt der 
Aufnahme ihres Studiums erheblich beeinträchtigen«, 
erklärt Lin-Klitzing. 

Bei der Behauptung, die Finanzierung von verbe-
amteten Lehrkräften sei nicht länger zu stemmen, 
mahnt der DPhV mehr Differenziertheit an. Lin-Klit-
zing: »Beamte seien teurer als Angestellte, entbehrt 
jeder Grundlage. Gutachten* zeigen seit Jahrzehnten, 
dass die Besoldungskosten verbeamteter Lehrkräfte 
unter denen vergleichbarer Arbeitnehmer liegen. Eine 
Umstellung auf ein reines Angestelltenmodell würde 
aktuell zu erheblichen Doppelbelastungen führen: Pen-

sionszahlungen für Bestandsbeamte plus Arbeitge-
berbeiträge zur Sozialversicherung für neue Ange-
stellte. Das kann weder auf Bundes- noch auf Landes-
ebene finanziert werden.« Der DPhV fordert daher: 
Bildung darf nicht als Ausgabeposten betrachtet wer-
den. Sie ist die zentrale Ressource unserer Gesell-
schaft und die nachhaltigste Investition in die Zukunft 
unserer Kinder und Jugendlichen. Aktuelle Zahlen der 
forsa-Umfrage im Auftrag des dbb ‘Aktuelle Gefähr-
dungspotenziale für Deutschland’ unterstreichen dies 
deutlich: 90 Prozent der Bürgerinnen und Bürger se-
hen Defizite in der Bildung als größte Gefahr für 
Deutschland. Lin-Klitzing: »Wer hier die Axt anlegt, ge-
fährdet die Zukunft des Landes.« 

Die DPhV-Bundesvorsitzende Prof. Dr. Susanne Lin-
Klitzing ruft die Politik jetzt zur Achtung auf: »Debatten 
dieser Art schaden der Attraktivität des Lehrberufs in 
großem Umfang und geringschätzen die Arbeit der 
aktiven Lehrkräfte. In einer Zeit, in der große Teile 
Deutschlands unter Lehrkräftemangel leiden, ist das 
absolut kontraproduktiv. Die Aussage, eine Einschrän-
kung des Beamtenstatus könnte den Fachkräfteman-
gel im öffentlichen Dienst entschärfen, ist daher pu-
rer Hohn. Das Gegenteil ist der Fall. Der öffentliche 
Dienst sieht sich bereits heute einem starken Wett-
bewerb mit der Privatwirtschaft ausgesetzt. Unsiche-
re Karrierechancen, wachsende Arbeitsbelastung 
und eine politische Diskussion, die den Beamtenstatus 
infrage stellt, verschärfen diesen Druck weiter.« 

Der Deutsche Philologenverband appelliert ein-
dringlich an alle politischen Entscheidungsträger, sich 
nicht von kurzsichtigen fiskalischen Überlegungen 
oder populistischen Forderungen leiten zu lassen. 
»Lehrkräfte sind systemrelevant – und ihre Verbeam-
tung ist unverzichtbar für ein stabiles, funktionieren-
des und demokratisch verankertes Bildungssystem. 
Der Beamtenstatus darf nicht leichtfertig zum Spiel-
ball politischer Effekthascherei gemacht werden«, er-
klärt Lin-Klitzing. »Vielmehr braucht es endlich echte 
Entlastung, Gesundheitsschutz und verlässliche Be-
schäftigungsbedingungen für Lehrkräfte – und grund-
legend: Finger weg vom Beamtenstatus!« 

 
* Auszug: Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-

wicklung (SVR), Sachverständigenrat. Jahresgutachten 2011/12: Verantwortung 
für Europa wahrnehmen. Wiesbaden: Statistisches Bundesamt, 9.11.2011; Bundes-
ministerium des Innern (BMI) Bundesministerium des Innern. Versorgungslasten im 
öffentlichen Dienst: Status quo und Szenarien einer Systemumstellung. Berlin: BMI, 
Referat D3, 15.4.2004. (Intern verwendetes Gutachten, zitiert unter anderem in 
Bundestagsdrucksache 16/2190, 2006); Institut der deutschen Wirtschaft (IW 
Köln), Müller, Andreas/Lüdemann, Elke. Beamtenversorgung: Nachhaltigkeit durch 
Haushaltsdisziplin – nicht durch Systemwechsel. Köln: Institut der deutschen Wirt-
schaft, 21.1.2020.; Rechnungshof Bayern, Bayerischer Oberster Rechnungshof. Jah-
resbericht 2015 – Kapitel 16: Beamtenversorgung – Finanzierungslasten der Zu-
kunft. München: ORH, 24.02.2015.; Institut für Wirtschaftspolitik an der Universität 
Köln, Homburg, Stefan. Beamtenversorgung im Vergleich: Beamte versus Angestell-
te im Öffentlichen Dienst. Köln: Universität zu Köln, Institut für Öffentliche Finanzen, 
Diskussionspapier Nr. 56, 15.12.2010.

Pressemitteilung 
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Beamtenstatus für Lehrkräfte ist für 
die Sicherstellung des Bildungsauftrages 

der Länder zwingend erforderlich 
Der Thüringer Philologenverband 
stellt mit Sorge fest, dass der 
Beamtenstatus von Lehrkräften 
wieder einmal in Frage gestellt 
wird. 

»Diese Diskussion ist angesichts 
des Lehrermangels an unseren 

Schulen völlig realitätsfern und unsachlich!«, so Heike 
Schimke, Vorsitzende des Thüringer Philologen- 
verbandes. »Eine Abkehr von der Verbeamtung in 
Thüringen würde die Versorgungssicherheit für 
Thüringens Schulen gefährden – mit langfristigen, 
einschneidenden Folgen für die Unterrichtsqualität 
und für die Schülerinnen und Schüler.« 

Die Robert-Bosch-Stiftung hat in ihrem Deut-
schen Schulportal festgestellt, dass bundesweit 
tausende Lehrerstellen unbesetzt sind. 

Durch den Anstieg der Anzahl der Schülerinnen 
und Schüler um bundesweit 600 000 werden der 
Lehrermangel und die Konkurrenz der Bundesländer 
um Lehrernachwuchs noch eine ganze Zeit anhalten. 

»Die hoheitlichen Aufgaben der Lehrkräfte in 
Frage zu stellen, ist aus unserer Sicht nicht kor-
rekt«, so Heike Schimke weiter. »Lehrer nehmen 
entscheidenden Einfluss auf das Leben und die be-
rufliche Laufbahn ihrer Schülerinnen und Schüler. 
Durch die Vergabe von Abschlüssen, wie zum Bei-
spiel das Abitur, die Fachhochschulreife oder den 
mittleren Bildungsabschluss, durch Versetzungs-
entscheidungen sowie die Anordnung von Ord-
nungsmaßnahmen (§ 51 Abs. 3 ThürSchulG) über-
nehmen Lehrkräfte zentrale hoheitliche Aufgaben, 
die durch Verwaltungsakte ausgeführt werden. 
Dies und auch die von ihnen geforderte Demo- 
kratie- und Wertebildung der Kinder erforderten 
besondere Verfassungstreue, Neutralität und 
Loyalität. Das Berufsbeamtentum verankert diese 
Pflichten.« 

Zudem stellt der Thüringer Philologenverband 
noch einmal klar, dass das Schulwesen in Deutsch-
land Verfassungsrang hat. Das gesamte Schul- 
wesen steht nach dem Grundgesetz der Bundes- 
republik Deutschland unter der Aufsicht des Staates. 
Die Verfassungen der einzelnen Länder – auch in 
Thüringen – spiegeln dies wider. 

Letztlich ist festzustellen, dass der Beamten- 
status der Lehrkräfte durch das Streikverbot für 

Beamte die Schulpflicht und das Recht der Schüler 
auf Bildung und Unterricht sichert. 

»Gute Schule lebt von Anspruch, von klaren 
Standards und verlässlichen Prüfungen!«, betonte 
der dbb Bundesvorsitzende, Volker Geyer, auf dem 
42. Deutschen Philologentag am 14. November 
2025 in Berlin. Er stellte in seiner Rede fest, dass 
der Beamtenstatus kein Privileg sei, sondern ein 
Schutzmechanismus. Er schütze den Staat davor, 
dass Bildung zur Verhandlungsmasse wird, indem 
er die Schülerinnen und Schüler davor schütze, 
dass ihre Lehrkräfte jedes Jahr wechseln, weil 
Verträge auslaufen oder Bedingungen sich ver-
schlechtern. 

»Der Beamtenstatus erhöht die Attraktivität 
des Berufs und gewährleistet gemäß Grundgesetz 
Art. 7 die Verlässlichkeit von Unterricht für Schüle-
rinnen und Schüler sowie Neutralität im Unterricht 
gemäß den Werten unserer Verfassung. So trägt 
er aktiv zur Demokratiebildung bei und darf gerade 
in der aktuellen gesellschaftlichen Situation nicht 
leichtfertig zum Spielball politischer Effekthascherei 
gemacht werden«, führte die Bundesvorsitzende 
des Deutschen Philologenverbandes, Prof. Dr. 
Susanne Lin-Klitzing, auf dem Vertretertag des 
Deutschen Philologenverbandes im November 
2025 in Berlin aus. 

Dem ist nichts hinzuzufügen.

Pressemitteilung 
des TPhV vom 

20. 
Januar
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Ergebnisse der Tarifrunde 
2025/2026

Eines steht fest: Könnte man die 
Lottozahlen so präzise voraus- 
sagen wie den Verlauf von Tarif-

verhandlungen, gäbe es im Land un-
zählige Millionäre. Es lief genauso, wie 
in der letzten Ausgabe unserer Zeitung 
prognostiziert: In der ersten Runde im 
Dezember 2025 legten die Arbeitgeber 
kein Angebot vor und beschränkten 
sich darauf, die Forderungen der 
Arbeitnehmer als überhöht und un- 
bezahlbar zurückzuweisen. Auch in 
der zweiten Runde im Januar 2026 
kamen die Verhandlungen nicht voran. 
Die Äußerungen der Arbeitgeberseite 

liefen auf einen Abschluss etwa in der 
Höhe eines Inflationsausgleichs und 
mit einer Laufzeit von 29 Monaten 
hinaus. Damit hätte man weit hinter 
dem Abschluss für die Beschäftigten 
von Bund und Kommunen zurück- 
gelegen. 

In den Wochen bis zur entscheiden-
den Verhandlungsrunde fanden bundes-
weit Aktionen statt, um den berechtig-
ten Forderungen der Beschäftigten 
Nachdruck zu verleihen. Unter dem 
Motto ‘Jetzt geht’s um die Wurst’ de-
monstrierten Mitglieder des Thüringer 
Philologenverbandes gemeinsam mit 

Auszug aus dem 
Tarifabschluss 2026 
 
Entgeltsteigerungen 
 
Die Entgelte erhöhen 
sich wie folgt: 
 

  ab dem 1. April 2026 um 
2,8 Prozent, mindestens 
jedoch 100 Euro  

  ab dem 1. März 2027 
um weitere 2 Prozent  

  ab dem 1. Januar 2028 
um weitere 1 Prozent. 

 
Sonstige dynamisierte Entgeltbe-
standteile erhöhen sich ab dem 
1. April 2026 um 2,82 Prozent, 
ab dem 1. März 2027 um weitere 
2 Prozent und ab dem 1. Januar 
2028 um weitere 1 Prozent. 
 
Die Entgeltregelungen haben eine 
Laufzeit von 27 Monaten bis zum 
31. Januar 2028. 
 
Angleichung Ost an West – 
Unkündbarkeit 
 
Die Regelung aus dem Tarifgebiet 
West zur ordentlichen Unkündbarkeit 
nach 15 Beschäftigungsjahren nach 
Vollendung des 40. Lebensjahres wird 
ab dem 1. Januar 2027 auf das Tarif-
gebiet Ost ausgedehnt. 
 
Die Entgeltregelungen haben eine 
Laufzeit von 27 Monaten bis zum 
31. Januar 2028.

→

→

→

I N F O

In der dritten Verhandlungsrunde 
vom 11. bis zum 13. Februar 2026 
gelang am Ende der Durchbruch und 
stand ein akzeptabler Kompromiss.

B
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Im Mittelpunkt steht als wichtigstes 
Ergebnis eine lineare Angleichung 
der Einkommen von insgesamt 
5,8 Prozent bei einer Laufzeit von 
27 Monaten. Das entspricht exakt 
dem Ergebnis der Tarifverhandlun-
gen für die Beschäftigten des Bun-
des und der Kommunen vom Früh-
jahr 2025, so dass die Beschäftig-
ten der Länder wenigstens nicht 
weiter ins Hintertreffen geraten. 
Sie holen den Rückstand allerdings 
auch nicht auf. Bedauerlich ist fer-
ner, dass die erste Erhöhung der 
Einkommen erst nach fünf Mona-
ten erfolgen wird. Auch die recht 
lange Laufzeit (bis zum 31. Januar 
2028) ist nicht der Wunsch der 
Beschäftigten gewesen. 

Darüber hinaus gilt es jetzt, eine 
rasche Übertragung der Ergebnis-
se auf den Beamtenbereich zu er-
reichen. 

Erfreulich ist dagegen: Im 
Jahre 36 (!) der deutschen Einheit 
erfolgte endlich die Angleichung 
Ost an West dahingehend, dass 
Beschäftigte, die das 40. Lebens-
jahr erreicht haben, nach 15 Jah-
ren Beschäftigungszeit nun end-
lich auch im Tarifgebiet Ost un-
kündbar sind. 

Am Ende hat sich auch wieder 
gezeigt, dass Tarifverhandlungen 
kein Selbstläufer sind, sondern 
dass ohne Druck von Seiten der Be-
schäftigten keine nennenswerten 
Ergebnisse zu erreichen sind. In 
diesem Sinne wünschen wir uns für 
die Tarifrunde 2028, dass sich die 
durchaus vorhandene und häufig 
auch verbal artikulierte Unzufrie-
denheit dann auch in der Bereit-
schaft zu Streiks und zur Teilnahme 
an Demonstrationen widerspiegeln 
möge.

K O M M E N T A Rüber 150 Beschäftigten aus den Mit-
gliedsgewerkschaften der tbb tarif- 
union in Erfurt vor der Staatskanzlei. 
In mehreren Reden kam zum Aus-
druck, dass die Einkommen der Be-
schäftigten konkurrenzfähig sein und 
mit der Inflation mithalten können 
müssen – gerade in Zeiten des Fach-
kräftemangels. Investitionen in das 
Personal sind gleichzeitig Investitio-
nen in die Zukunft! 

Der Kompromiss, der am Ende der 
Tarifverhandlungen erzielt wurde, ist 
wie so oft kein Traumergebnis, ist aber 
noch akzeptabel. Volker Geyer, Ver-
handlungsführer von dbb tarifunion, 
betonte: »Beharrlichkeit und Geschlos-
senheit haben uns gegenüber einem 
extrem schwierigen Verhandlungs-
partner am Ende den Erfolg gebracht. 
Normalerweise findet man einen Kom-
promiss gemeinsam. Bei diesem Kom-
promiss ist das Besondere, dass wir 
ihn sehr, sehr mühsam gegen eine ge-
staltungsunwillige und sperrige Tarif-
gemeinschaft deutscher Länder (TdL) 
erringen mussten.«
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Aber jetzt geht es 
an unsere Köpfe …

Deutsch-Leistungskurs. 24 junge 
Menschen, die sich bewusst für 
diesen Kurs entschieden haben. 

Weil sie Sprache und Literatur mögen. 
Weil einige von ihnen selbst schreiben, 
mit Worten experimentieren. Und ja – 
auch, weil Mathematik für manche 
schlicht keine Option ist. 

Doch dieses Ding, dieses »Naja, das 
meine ich doch aber«-Dingsda, dieser 
unbeholfene Umgang mit Sprache 
beschäftigt mich zunehmend. Nicht, 
weil ich die übliche Schimpftirade 
über die Jugend von heute anstimmen 
möchte. Sondern weil ich Folgen von 
mangelnder Sprachbeherrschung er- 
lebe: 16-Jährige, die falsche Kolloka- 
tionen verwenden. Die unbeabsichtigt 
Falschaussagen produzieren. Die in 
der Fehleranalyse offen zugeben, dass 
ihnen die Wörter fehlen, um komplexe 
Themen zu verschriftlichen. 

Diese Ehrlichkeit berührt mich – 
und doch bleibt das Problem beste-
hen: Die Beherrschung der Mutter-
sprache reicht oft nicht mehr aus, um 
Sachverhalte sicher, präzise und diffe-
renziert wiederzugeben. 

Wenn ich nach Ursachen suche, 
sehe ich vieles: den Unterrichtsausfall 
während der Corona-Pandemie. Die 
Zeit in sozialen Netzwerken, die über-
wiegend rezipierend verbracht wird – 
mit Reels und Slides, die selten länger 
als eine Minute dauern. Ein Medien-

konsum, der schnell ist, aber kaum 
sprachliche Tiefe verlangt. 

Und ja, ich sehe auch den unreflek-
tierten Umgang mit künstlicher Intelli-
genz. Ich frage mich manchmal, ob ich 
mit sechzehn der Versuchung wider-
standen hätte: Hausaufgaben in Sekun-
den erledigen, Seminarfacharbeiten 
generieren lassen. Vielleicht hätte ich 
meine Leidenschaft für Sprache und 
Literatur nie entdeckt. Vielleicht wäre 
dieser Artikel längst zu Ende, weil 
meine Konzentrationsspanne erschöpft 
wäre. Vielleicht – und das hoffe ich 
nicht – würden Sie sich jetzt erleichtert 
fühlen. 

Wie so oft, wenn ich gesellschaft- 
liche Entwicklungen einordnen möchte, 
schaue ich in die Geschichte. Die ers-
ten Dampfmaschinen, die Elektrizität, 
die Anfänge des Internets – Fortschritt 
war immer begleitet von Unsicherheit. 
Und doch haben unsere Vorfahren ge-
lernt sich anzupassen. 

Und natürlich hat künstliche Intel-
ligenz enormes Potenzial: Lehrkräfte 
können sich in Sekunden Präsentatio-
nen, Arbeitsblätter oder Bilder erstel-
len lassen. Wir können KI beim Korri-
gieren einsetzen, individuelles Feed-
back generieren lassen – alles in einem 
Bruchteil der Zeit, die wir früher benö-
tigten. Auch unsere Schülerinnen und 
Schüler arbeiten effizient: Sie lassen 
unsere KI generierten Arbeitsblätter 

bearbeiten, Unterricht mitschneiden, 
transkribieren und in Stichpunkten 
zusammenfassen. Technisch beein- 
druckend, zweifellos. 

Aber was macht das mit uns? Mit 
unserer Sprache? Mit unserem Denken? 
Mit unserem sozialen Miteinander? 

Und was passiert mit dem Kind, das 
sich im Kinderzimmer einem Chatbot 
anvertraut, ihm Sorgen, Ängste und 
Fragen überlässt – und den Antworten 
vertraut? Allein. Hinter einer Tür, hin-
ter der die Eltern glauben, alles sei in 
Ordnung. 

Eine Freundin von mir, ebenfalls 
Sprachenlehrerin, teilt meine Zu- 
versicht in unsere menschliche An- 
passungsfähigkeit nicht in gleichem 
Maße. Wir sind uns einig, dass es nach 
jeder großen Erfindung Übergangs- 
zeiten brauchte, in denen Menschen 
lernten, mit Neuem umzugehen. Aber, 
meint sie, damals ging es um Tempo, 
um Technik, um äußere Veränderungen. 
Jetzt aber gehe es an unsere Köpfe. An 
unsere Sprache. An das, was uns als 
denkende, fühlende, soziale Wesen 
ausmacht. 

Und auch deshalb können wir nicht 
in der Beobachterrolle verharren, müs-
sen wir den Einsatz von KI begleiten. 
Mit Bewusstsein. Mit Verantwortung. 
Mit Mut und Beharrlichkeit. Mit 
Sprache. 

Annett Simons
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Spannend, 
gemeinschaftlich und immer 

wieder bereichernd 

Am 29. November 2026 war es 
wieder so weit: Die zweite Auf-

lage unseres Fachtages für Gymna-
siallehrkräfte führte uns nach Neu-
dietendorf ins Zinzendorfhaus – 
und erneut zeigte sich, wie viel 
Energie entstehen kann, wenn Kol-
leginnen und Kollegen zusammen-
kommen. In zwei lebendigen 
Workshoprunden nutzten wir die 
Gelegenheit, voneinander zu ler-
nen, Impulse mitzunehmen und zu 
Netzwerken. 

Mit angenehmer Praxisnähe 
stellte Robert Rommel, Biologie- 
und Chemielehrer am Philipp-Me-
lanchthon-Gymnasium Schmalkal-
den, die Arbeit mit TaskCards vor 
und zeigte, wie digitale Werkzeuge 
sinnvoll bereichern können. Heike 
Schimke, unsere Vorsitzende, gab 
einen fundierten Einblick in schul-
rechtliche Fragestellungen und bot 
Orientierung für den schulischen 
Alltag. Annett Simons, Beratungs-
lehrerin am Friedrich-König-Gym-
nasium, teilte Strategien für eine 

konstruktive und gelingende 
Elternkommunikation. 

Ein besonderes Highlight war 
der Workshop von Christin Kei-
ner, Sozial-, Natur- und Waldpäda-
gogin vom Waldgarten Wildwuchs 
Benshausen. Mit viel Leidenschaft 
und Fachwissen öffnete sie uns die 
Tür zur Waldpädagogik und be-
geisterte mit praxisnahen Ideen 
für Unterricht und Projekte im 
Grünen. 

Unsere Mitorganisatorin Vesela 
Oehler zeigte sich rundum zufrie-
den – und das völlig zu Recht. Die 
positive Resonanz, die intensive 
Zusammenarbeit und die spürbare 
Freude aller Teilnehmenden ma-
chen deutlich: Dieser Fachtag hat 
sich fest in unserem Jahreskalen-
der etabliert. 

Und ein Spoiler darf schon 
sein: Die Vorbereitungen für den 
nächsten Fachtag laufen bereits. 
Wir freuen uns jetzt schon auf ein 
Wiedersehen und neue inspirie-
rende Begegnungen.



24

Was ist es, das das Buch so einmalig 

macht, so unersetzbar, dass man den 

Untergang der Kultur am Untergang 

des Buches meint ablesen zu können? 

Was ist denn das Wesen des Buches? 

Und was würde uns fehlen, wenn es we-

niger oder gar keine Bücher mehr gäbe? 

Wir gehen aus von unseren Erfah-

rungen mit ‘dem Buch’. Das waren 

und sind: gebundene Papierbücher, 

die man in Buchhandlungen gekauft 

und wenn nicht im Regal vorhanden, 

bestellt und gekauft hat. Oder eben in 

einer Bibliothek ausgeliehen hat. Un-

ter dieser Voraussetzung ist die Frage 

nach der Zukunft des Buches nicht 

die, ob Bücher demnächst nur oder in 

welchem Umfang als E-Books gelesen 

werden; es muss vielmehr gefragt wer-

den, ob und in welchem Umfang dem-

nächst überhaupt noch Bücher ge-

schrieben und gekauft und gelesen 

werden. Verlagsinformation 
 

Kurzgefasst: Zwei Fachleute, 
die wirklich wissen, wovon sie 

sprechen, führen in 28 kurzen Kapi-
teln einen spannenden Dialog über die 
Zukunft des Buches. 

Etwas ausführlicher: Als großer 
Buchliebhaber habe ich mich mit die-
ser Frage auch schon beschäftigt. Des-
halb finde ich mich an vielen Stellen 
im Buch wieder. 

Etwa, wenn einer der Autoren be-
kennt, wie schwer es ihm fällt, sich 
von Büchern zu trennen. (In die Pa-
piertonne? Sehr ungern. – Dem Anti-
quar anbieten? Der kann sie auch nicht 
brauchen. – Vor kurzem habe ich bei 
einem Universitätsbesuch zehn aus-
sortierte Bücher auf den Bücher-
tauschtisch gelegt, und als ich zwei 
Stunden später noch einmal vorbei-
kam, hatten fünf schon einen neuen 
Besitzer gefunden. Da habe ich mich 
sehr gefreut.) Die ‘1-minus-2-Regel’ 
(für ein neu angeschafftes Buch zwei 
Bücher aussortieren) kannte ich 
schon – leider jedoch ohne sie bis-
her konsequent angewandt zu ha-
ben. 

Oder wo die Autoren die Bücher 
aufzählen, die ihnen besonders viel 
bedeutet haben und bedeuten. 
(Von wie vielen Büchern weiß ich 
immer noch, wann ich sie gelesen 
habe oder wann und wo ich sie 

gekauft habe oder von wem ich sie be-
kommen habe! Wie viele Erinnerun-
gen hängen daran!) Das bringt einen 
außerdem darauf, welche Bücher man 
auch einmal lesen könnte. 

Oder als es darum geht, dass man 
Bücher ja auch online oder als E-Book 
lesen kann (unbestritten, das geht tat-
sächlich, und praktisch ist es auch, und 
ich packe doch am Ende drei oder vier 
gedruckte Bücher ins Urlaubsgepäck). 
Nur dass das mit dem Verschenken 
von Büchern dann irgendwie nicht 
mehr so spektakulär ist, ich zitiere 
(S. 119): »Du hast doch auch bald 
Geburtstag? Dann schenke ich dir 
meinen neuen Gedichtband: 
#17354j2h8 / kin.« – »Schön geworden! 
Besonders, wenn man auf die Mitte 
scrollt.« 

Oder das Thema ‘Übersetzen mit 
KI’ – es gibt tatsächlich noch Dinge, die 
der Mensch besser kann als die KI … 

Fazit: Ein lesenswertes Buch für je-
den Bücherfreund. E. O.

Volker Ladenthin war Gastprofessor in 
Kairo und Helwan (Ägypten) und von 
1995 bis zu seiner Emeritierung im Jahr 
2019 Professor für Historische und Sys-
tematische Erziehungswissenschaft an 
der Universität Bonn.  
Werner Zillig lehrte Germanistische Lin-
guistik an den Universitäten Münster 
und Innsbruck und zuletzt, bis zu seiner 
Pensionierung 2015, an der LMU in 
München.

DIE AUTOREN

Volker Ladenthin, 
Werner Zillig: 

Die Zukunft 
des Buches 
Erscheinungsda-
tum: 24. Sep-
tember 2025 
266 Seiten 
ISKrism BN: 978-3-8260-9321-0 
Preis 22,00 Euro

Die Zukunft des Buches 

B U C H B E S P R E C H U N G

Bild: Krism|AdobeStock [KI generiert]
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Vor kurzem wurde bekannt, 
dass an Berliner Schulen im 
Deutschunterricht Lektüre-

hefte verwendet werden, in denen 
Klassiker der deutschen Literatur in 
vereinfachter Sprache präsentiert 
werden. Gegen die vereinfachte 
Sprache, das sei deutlich gesagt, ist 
im Prinzip nicht das Geringste einzu-
wenden. Überraschend ist nur, dass 
wir bei den genannten Schulen über 
Deutschunterricht in der 9. Klasse 
am Gymnasium reden. 
 
Eine Berliner Kollegin, die ‘Nathan 
der Weise’ in dieser Weise im Unter-
richt behandelt, erklärte dies damit, 
es komme ihr dabei um die Erarbei-
tung des Inhaltes an, nicht um eine 
sprachliche Analyse. Dem wäre ent-
gegenzuhalten: Man könnte statt-
dessen auch gleich die Zusammen-
fassung bei Wikipedia lesen, das 
ginge dann noch schneller. 
 
Im Ernst: Wir sprechen hier von 
Schülern, die in drei Jahren die Schu-
le mit dem Abiturzeugnis verlassen 
und eine Hochschulzugangsberechti-
gung erhalten werden. Ich irre mich 
gern, aber man muss schon sehr 
optimistisch sein, um in diesen drei 
Jahren einen überdurchschnittlichen 
Aufwuchs an Lesekompetenz zu er-
warten, der ein erfolgreiches Stu- 
dium erwarten ließe. Was einen 

dann wiederum düster in die Zukunft 
blicken lässt. Nun gut, wir wollen 
nicht immer über Berlin herziehen – 
schauen wir lieber nach Thüringen: 
Wer hat sich noch nicht darüber 
gewundert, in fünften oder sechsten 
Klassen auf funktionale Analpha- 
beten mit Gymnasialempfehlung zu 
treffen? 
 
Spätestens jetzt wird jemand wo-
möglich einwenden, man solle nicht 
immer über die Jugend schimpfen, 
schon Sokrates habe gesagt, die Ju-
gend von heute liebe den Luxus, habe 
schlechte Manieren und verachte die 
Autorität […] und tyrannisiere ihre 
Lehrer. Das ist insoweit richtig, als 
die Schüler nichts dafür können, was 
die ‘Alten’ an Lehrplänen, Verordnun-
gen und anderem aushecken. Was 
es aber auch nicht besser macht. 
 
Exkurs: Das genannte Zitat geistert 
allenthalben durch das Internet, selt-
samerweise immer ohne eine exakte 
Quellenangabe. Das heißt, es ist ei-
gentlich gar nicht seltsam, denn das 
Zitat stammt nicht von Sokrates, 
sondern wurde ihm wahrscheinlich 
erst in der Neuzeit zugeschrieben. 
Am nächsten kommt dem noch Fol-
gendes (Platon, Politeia 563a): »Der 
Lehrer zittert in einem solchen Zu-
stande vor seinen Zuhörern und 
schmeichelt ihnen; die Zuhörer aber 

machen sich nichts aus den Lehrern 
[…]. Und überhaupt stellen sich die 
Jüngeren den Älteren gleich […].« 
Allerdings ist dies eine Zukunftsvision, 
mit der davor gewarnt wird, dass 
sich die Demokratie durch den über-
mäßigen Drang nach Freiheit auflöst. 
Der Text ist durchaus aktuell und 
lesenswert. Aber das ist eine andere 
Geschichte und soll ein anderes Mal 
erzählt werden. 
 
Wohlan, zurück zum Unterricht 
2026. Ebenfalls vor kurzem Zeit wur-
de bekannt, dass in mehreren Bundes-
ländern, unter anderem in Nieder-
sachsen, im Mathematikunterricht 
der 4. Klasse die schriftliche Division 
in der bekannten Form nicht mehr 
behandelt werden soll. Hier sollen nur 
noch Teilschritte erlernt werden, das 
endgültige Erlernen der schriftlichen 
Division soll in den weiterführenden 
Schulen erfolgen. Gut, die einen 
sagen, in der 4. Klasse verstehen die 
Schüler es nicht, in der 5. klappt es 
vielleicht besser. Andere sagen, so 
können sie es wenigstens bis zur 5. 
Klasse nicht wieder vergessen haben. 
Wieder andere sagen, es ist dann 
auch egal, ob sie es in der 4. oder in 
der 5. Klasse nicht verstehen. Jeden-
falls ist es schwer vorstellbar, dass es 
möglich ist, Stoff von der 4. in die 5. 
Klasse zu verschieben, ohne dort 

Z U M  G U T E N  S C H L U S S

Wir kürzen und 
streichen zusammen
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oder in höheren Klassen wiederum 
Kürzungen vorzunehmen. Vor Jahren 
hat man in Bayern bei der Einführung 
des G 8 ernsthaft geäußert, man 
müsse ja in Geschichte nicht mehr 
alle drei Punischen Kriege behandeln. 
Demnach könnte man vielleicht die 
dritte binomische Formel weglassen. 
Und Aufgaben wie 522 oder 38 · 42 
selbst, ohne Hilfsmittel!!!, ausrechnen 
zu müssen, ist ja ohnehin eine Zu- 
mutung. 
 
Mit der Division ist das überhaupt 
so eine Sache. Da tut man sich zum 
Leidwesen etwa der Physiklehrer 
generell schwer. Stattdessen wird 
lieber multipliziert, aus Kilometer 
durch Stunde (km

h ) werden immer 
wieder gern Stundenkilometer 
(km · h). Von km · h-1 wollen wir in 
diesem Zusammenhang gar nicht 
erst reden. Vielleicht kann man der 
Einfachheit halber auf Divisionen 
komplett verzichten und nur noch 
multiplizieren. Oder addieren, das 
geht noch einfacher. Zumindest, so-
lange Physik überhaupt noch unter-
richtet werden kann – angesichts 
der restriktiven Bestimmungen hin-
sichtlich der Kursmesszahlen dro-
hen Physikkurse in den kommenden 
Jahren in Thüringen reihenweise 
einzugehen. Und wie viele werden 
wohl ein Physikstudium aufnehmen, 
ohne in der Kursstufe Physikunter-
richt gehabt zu haben? Dann kann 
man direkt darauf warten, dass je-
mand an der Nordsee bei Ebbe 
meint: »Ich verstehe das mit der 
Energiekrise gar nicht, hier liegen 
doch bestimmt Millionen Kilo Watt 

rum!« (Seit eine Politikerin in einem 
Interview erklärte, man könne das 
Netz als Stromspeicher verwenden, 
halte ich in dieser Hinsicht nichts 
mehr für unmöglich.) 
 
Und chemische Formeln mit einem 
Zahlen- und Zeichengewirr wie  
VII        -II                                     II                              -II 
MnO4- + 5 e- → Mn2+ + 4 O2-  
sind natürlich völlig unzumutbar. 
Sofort hinaus damit aus den Lehr-
plänen. Weg! Weg! 
 
Einsparpotenzial bieten auch die 
zweiten Fremdsprachen. Hier hat 
sich Thüringen bereits verdient 
gemacht: Eine der letzten Hinter-
lassenschaften der rot-rot-grünen 
Regierung ist die Entscheidung, 
dass nur noch eine Fremdsprache 
(Englisch) in der Kursstufe ver-
pflichtend ist. Hier wusste man sich 
einig mit dem baden-württembergi-
schen Ministerpräsidenten Winfried 
Kretschmann, der meinte, in Zeiten 
von KI und Übersetzungsprogram-
men sei das Erlernen einer zweiten 
Fremdsprache gar nicht mehr 
nötig. Dabei sollte er es eigentlich 
besser wissen, denn als Baden-
Württemberger (»Wir können alles. 
Außer Hochdeutsch.«) ist er 
bestimmt mit Deutsch als erster 
Fremdsprache großgeworden. 
 
Überhaupt, die Übersetzungspro-
gramme! Da macht man bestimmt 
großen Eindruck auf den englischen 
Gesprächspartner, wenn man mit 
Hilfe des Smartphones Sätze zusam-
menstümpert wie sie bereits in den 
1970er Jahren – als derlei elektro-

nische Hilfsmittel nur in Science-
Fiction-Filmen vorkamen – in einem 
amüsanten Büchlein zu lesen waren: 
 
»Our – was heißt Tochter?« 
»Daughter.« »Our daughter is – was 
heißt nach Innsbruck gefahren?« 
»She has gone to Innsbruck.« »Thank 
you. She – was heißt besucht eine 
Freundin dort?« »She is seeing a 
friend there.« – Noch eindrucksvoller 
eine andere Stelle aus demselben 
Buch, wo die Teilnehmerinnen eines 
Konversationskurses über ein über-
zeugtes »The … the …« nicht hinaus-
kommen.* Da fühlt man sich gleich 
wieder wie im täglichen Unterrichts-
gespräch. Und man ahnt schon die 
Schülerantwort, die gleich kommen 
wird, mit bedauerndem Lächeln: 
»Ich kann kein Französisch!« (Latein, 
Russisch, Spanisch natürlich gleicher-
maßen.) 
 
Nicht zu vergessen schließlich der 
Unterricht in politischer Bildung. In der 
Stundentafel wird die in Sonntagsre-
den immer wieder betonte Wichtigkeit 
des Geschichtsunterrichts zwar nicht 
deutlich, wenigstens aber beim regel-
mäßigen Beweinen von politischem 
Extremismus im Allgemeinen und von 
Wahlergebnissen im Besonderen. 
 
Also: Kürzen wir weiter und strei-
chen zusammen, was das Zeug hält. 
Denn, wie schon Karl Kraus wusste: 
»Wenn die Sonne der Kultur niedrig 
steht, werfen auch Zwerge lange 
Schatten.« 

 
* Werner Lansburgh: ‘Dear Doosie’. Eine Liebesge-

schichte in Briefen – auch eine Möglichkeit, sein Eng-

lisch spielend aufzufrischen. Frankfurt 1979. S. 18.
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Hinweise aufgrund der Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO) für die Aufnahme einer Mitgliedschaft im TPhV 
 
1.     Name und Kontaktdaten des für die Verarbeitung Verantwortlichen  

Diese Datenschutzhinweise gelten für die Datenverarbeitung durch: 
 
Thüringer Philologenverband e.V. 
Moritzwallstraße 11 | 99089 Erfurt 
Telefon: 03 61 / 34 94 9819 | Telefax: 03 61 / 24 02 70 65 

 
2.    Name und Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten  

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie wie folgt: 
 
Derzeit ist noch keine Bestellung eines Datenschutzbeauftragten erfolgt. 
Bei Anfragen wenden Sie sich bitte an: 
 
Heike Schimke | Vorsitzende TPhV | Telefon: 03 61 / 2 62 59 48 
 
3.    Erhebung und Speicherung personenbezogener Daten 

sowie Art und Zweck und deren Verwendung 
 
Mit diesem Aufnahmeantrag erheben wir folgende personenbezogene Daten: 
•   Anrede, Vorname, Nachname 
•   Geburtsdatum 
•   Status 
•   Beschäftigungsumfang 
•   Anschrift der Schule 
•   Privatanschrift, Telefonnummer 
•   eine gültige E-Mail-Adresse 
•   private Telefonnummer (Festnetz und/oder Mobilfunk) und Fax 
•   Kreditinstitut, IBAN und BIC 
 
Die Erhebung dieser Daten erfolgt: 
•   um Sie als Antragsteller bzw. Mitglied identifizieren zu können; 
•   zur Entscheidung über Ihren Aufnahmeantrag; 
•   bei positiver Entscheidung über den Aufnahmeantrag zur 

Verwaltung des Mitgliedschaftsverhältnisses, 
•   zur Korrespondenz mit Ihnen; 
•   zur Übermittlung von Informationen per mail und Zeitungen; 
•   zur Abrechnung des Vereinsbeitrages; 
•   zur Erfüllung des Vereinszwecks. 
 
Die Datenverarbeitung erfolgt auf Ihre Anfrage hin und ist nach Art. 6 Abs. 1 
S. 1 lit. b, Art. 9 Abs. 2 d DSGVO zu den genannten Zwecken und für die 
beidseitige Erfüllung von Verpflichtungen aus dem Mitgliedschaftsverhältnis 
erforderlich.  
 
Ohne die Verarbeitung der Daten sind die Aufnahme und die Verwaltung des 
Mitgliedschaftsverhältnisses nicht möglich.  
 
Die erhobenen personenbezogenen Daten werden bis zum Ablauf der 
gesetzlichen Aufbewahrungspflicht (in der Regel 10 Jahre nach Ende des 
Mitgliedschaftsverhältnisses) gem. Artikel 6 Abs. 1 S. 1 lit. c DSGVO 
gespeichert, es sei denn, Sie haben in eine darüber hinausgehende 
Speicherung entsprechend Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. a DSGVO eingewilligt. 
 
Wird Ihrem Aufnahmeantrag nicht stattgegeben, werden die 
personenbezogenen Daten nach Rechtskraft der Entscheidung gelöscht. 
 
4.    Weitergabe von Daten  
 
Eine Übermittlung Ihrer persönlichen Daten an Dritte zu anderen als den im 
Folgenden aufgeführten Zwecken findet nicht statt. 
 
Personenbezogene Daten von Funktionsträgern oder von Mitgliedern bei der 
Teilnahme an entsprechenden Veranstaltungen werden an die Dachverbände 
des TPhV: tbb (thüringer beamtenbund und tarifunion) sowie dem DPhV 
(Deutscher Philologenverband) aufgrund von Art 9 Abs. 2 lit. d, Art 6. Abs. 1 lit. 
c. DSGVO übermittelt, soweit das zur Ausübung der satzungsgemäßen 
Mitgliedsrechte in unseren Dachverbänden erforderlich ist. 
 
Sofern Sie einen Rechtsschutzantrag stellen, werden Ihre für die Bearbeitung 
des Rechtsschutzfalles erforderlichen Daten an das Dienstleistungszentrum 
des dbb beamtenbund und tarifunion, Axel-Springer-Straße 54a, 10117 Berlin, 
nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b DSGVO weitergegeben. Außerdem können Ihre 
personenbezogenen Daten ggfs. an Verfahrensgegner und deren Vertreter 
(insbesondere deren Rechtsanwälte) sowie Gerichte und andere öffentliche 
Behörden zum Zwecke der Korrespondenz sowie zur Geltendmachung und 
Verteidigung Ihrer Rechte weitergegeben werden.  

Sofern Sie einen Versicherungsschaden melden, werden Ihre für die 
Bearbeitung des Versicherungsfalles erforderlichen Daten bei einem 
Schadensfall der Diensthaftpflichtversicherung an unseren 
Versicherungspartner, die Signal Iduna | 44121 Dortmund | Joseph-Scherer-
Straße 3 | 44139 Dortmund zur Schadensabwicklung gemeldet. 
 
Betrifft die Schadensmeldung die Verbands-Unfallversicherung, so werden  
Ihre für die Bearbeitung des Versicherungsfalles erforderlichen Daten 
weitergegeben an die Bayerische Beamten Versicherung AG | 81732 
München | Thomas-Dehler-Straße 25 | 81737 München. 
 
5. Betroffenenrechte  
Sie haben das Recht: 
•   gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO Ihre einmal erteilte Einwilligung jederzeit zu 

widerrufen.  
Dies betrifft auch Teile der Einverständniserklärung wie zum Beispiel die 
Übermittlung von Informationen per e-mail (zum Beispiel Schneller 
Informationsdienst des TPhV). 
Dies hat zur Folge, dass die Datenverarbeitung, die auf dieser Einwilligung 
beruhte, für die Zukunft nicht mehr fortgeführt werden darf. 
Bitte beachten Sie, dass ein vollständiger Widerruf den Austritt aus dem 
TPhV zur Folge hat, da eine Mitgliedschaft ohne Verarbeitung 
personenbezogener Daten nicht möglich ist. 

•   gemäß Art. 15 DSGVO Auskunft über Ihre von uns verarbeiteten 
personenbezogenen Daten zu verlangen. Insbesondere können Sie 
Auskunft über die Verarbeitungszwecke, die Kategorie der 
personenbezogenen Daten, die Kategorien von Empfängern, gegenüber 
denen Ihre Daten offengelegt wurden oder werden, die geplante 
Speicherdauer, das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Löschung, 
Einschränkung der Verarbeitung oder Widerspruch, das Bestehen eines 
Beschwerderechts, die Herkunft ihrer Daten, sofern diese nicht bei 
Ihnen erhoben wurden, sowie über das Bestehen einer automatisierten 
Entscheidungsfindung einschließlich Profiling und ggf. aussagekräftigen 
Informationen zu deren Einzelheiten verlangen; 

•   gemäß Art. 16 DSGVO unverzüglich die Berichtigung unrichtiger oder 
Vervollständigung Ihrer bei uns gespeicherten personenbezogenen Daten 
zu verlangen; 

•   gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung Ihrer beim TPhV gespeicherten 
personenbezogenen Daten zu verlangen, soweit nicht die Verarbeitung zur 
Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information, zur 
Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, aus Gründen des öffentlichen 
Interesses oder zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen erforderlich ist; 

•   gemäß Art. 18 DSGVO die Einschränkung der Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten zu verlangen, soweit  
– die Richtigkeit der Daten von Ihnen bestritten wird oder   
– die Verarbeitung unrechtmäßig ist, Sie aber die Löschung der Daten 

ablehnen und stattdessen die Einschränkung der Nutzung verlangen 
oder  

– wir die personenbezogenen Daten für die Zwecke der Verarbeitung nicht 
länger benötigen, Sie die Daten jedoch zur Geltendmachung, Ausübung 
oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigen oder  

– Sie gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung 
eingelegt haben; 

•   gemäß Art. 20 DSGVO Ihre personenbezogenen Daten, die Sie uns 
bereitgestellt haben, in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format zu erhalten oder die Übermittlung an einen 
anderen Verantwortlichen zu verlangen und 

•   gemäß Art. 77 DSGVO sich bei einer Aufsichtsbehörde zu beschweren. 
In der Regel können Sie sich hierfür an die für den Vereinssitz laut Satzung 
zuständige Aufsichtsbehörde wenden. 

 
6.    Widerspruchsrecht  
Sofern Ihre personenbezogenen Daten auf Grundlage von berechtigten 
Interessen gemäß Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f DSGVO verarbeitet werden, haben Sie 
das Recht, gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten einzulegen, soweit dafür Gründe vorliegen, die sich 
aus Ihrer besonderen Situation ergeben.  
Wenn Sie von Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen wollen, genügt eine 
E-Mail an: geschaeftsstelle@tphv.de  
Diese Datenschutz-Belehrung finden Sie auch auf unserer Internetseite unter 
www.tphv.de



SENDEN SIE DIE BEITRITTSERKLÄRUNG PER POST ODER FAX

Thüringer Philologenverband e.V. 
Geschäftsstelle 
Moritzwallstraße 11 
99089 Erfurt

per Fax: 0361 24027065 oder eingescannt per E-Mail: geschaeftsstelle@tphv.de

Beitrittserklärung
Anschrift privat 

 
Straße Hausnummer 

 
PLZ Ort 

 
Telefon 

 
Fax 

 
E-Mail 

 
Ich habe die Datenschutzbestimmungen* zur Aufnahme einer 
Mitgliedschaft im TPhV gelesen und bestätige durch meine 
Unterschrift die Kenntnisnahme. 

 
Unterschrift 

 
Einzugsermächtigung 
Hiermit ermächtige ich den Thüringer Philologenverband e.V. 
widerruflich, die von mir zu zahlenden Mitgliedsbeiträge bei 
Fälligkeit (vierteljährlich in der Mitte des Quartals) zu Lasten 
meiner nachstehend aufgeführten Bankverbindung mittels 
Lastschrift einzuziehen. 
Gläubiger – Identifikationsnummer: DE95ZZZ00001068363 

 
IBAN 

 
Ort, Datum 

 
Unterschrift

Beitragsregelung: 

Beschäftigungs-              
1,0          0,9          0,8       0,75

 
anteil bzw. Status 

Monatlicher 
Beitrag                        

12,00     10,80       9,60       9,00
 

Beschäftigungs- 
anteil bzw. Status           0,7          0,5 

Monatlicher 
Beitrag in Euro             

8,40       6,00 3,00        –,–– 

!

Rentner, 
Elternzeit

Student, 
LAA

Ich erkläre mit Wirkung vom  
meinen Beitritt zum Thüringer Philologenverband e. V. 
 
Anrede: n Frau n Herr 

 
Name 

 
Vorname 

 
Geburtsdatum 

 
Status: (Bitte ankreuzen!) 

n Tarifbeschäftigte(r) n Beamte(r) 

n Lehramtsanwärter(in) n Lehramtsstudent(in) 

n Rentner(in)/Pensionär(in) 

n zur Zeit Elternzeit bis 

 
Beschäftigungsumfang: (Bitte ankreuzen!) 

n Vollzeitbeschäftigte(r) 

n Teilzeitbeschäftigte(r) mit                                            Prozent 
 
Adressdaten: 
Anschrift Schule 

 
Name der Schule 

 
Straße Hausnummer 

 
PLZ Ort 

D E

* Die Datenschutzerklärung finden Sie auch auf unserer Homepage 
https://www.tphv.de/index-c.php?ID=742


